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Entwurf eines Gesetzes zur verbesserten Abschöpfung von 
Vemnögensvorteiien aus Straftaten 


A. Problem 

Die Strafverfolgungsstatistik zeigt, daß ein Großteil der Straftaten 
der Erzielung von Vermögensvorteilen dient. Insbesondere die 
Organisierte Kriminalität ist in hohem Maße profitorientiert. Zu 
einer wirksamen Bekämpfung der Kriminalität ist es daher erfor- 
derlich, daß der Gesetzgeber Staatsanwaltschaften und Gerichten 
ein effektives Instnmientariimi zur Abschöpfung solcher Profite 
ziu* Verfügung stellt. 

Die Vorschriften des Strafgesetzbuches (StGB) und der Straf- 
prozeßordnimg (StPO) zu Verfall und Einziehung vermögen die- 
ser Zielsetzung nicht in ausreichendem Maße zu genügen. Einer 
effektiven Abschöpfung von Vermögensvorteilen aus Straftaten 
steht insbesondere § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB entgegen, wonach 
solche Vorteile dem Verfall nicht unterworfen sind, soweit ein- 
zelne Personen durch die Tat an ihrem Vermögen verletzt worden 
sind, eine Erfüllung der daraus sich ergebenden Ansprüche dem 
Täter oder Teilnehmer aber den Wert des aus der Tat Erlangten 
entziehen würde. Nach dieser Bestimmung scheidet eine Verfalls- 
anordnung schon dann aus, wenn überhaupt nur abstrakt die 
Möglichkeit besteht, daß die strafbar erlangten Vermögensvor- 
teile diurch Initiative des Verletzten dem Täter oder Teilnehmer 
wieder entzogen werden. 

Einer effektiven Profitabschöpfung steht aber auch entgegen, daß 
sowohl das materielle Recht wie auch die Bestimmungen der Ver- 
fahrensordnung wegen ihres ausgesprochen komplexen Rege- 
lungsgehalts sich als in der Praxis nur schwer handhabbar erwie- 
sen haben. Nach allgemeiner Einschätzimg führt dies zu einer 
weitgehenden Zurückhaltung in der Anwendung der Vorschrif- 
ten, Hinzu kommt, daß mit der Beschlagnahme oder Pfändung 
mnfangreicher Vermögensmassen erhebliche Verwaltimgsauf- 
gaben verbunden sind, deren ErfüUimg die Strafverfolgungsbe- 
hörden bei ihrer eigentlichen Aufgabenwahmehmimg erheblich 
beeinträchtigt. Im internationalen Rechtsverkehr wirkt sich als 
hinderlich aus, daß die meisten anderen Rechtsordnungen nicht 
begrifflich zwischen Verfall und Einziehung unterscheiden. 
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Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, durch eine Straffimg und be- 
griffliche Harmonisierung des Regelungswerks dessen leichtere 
Handhabimg in der Praxis zu gewährleisten. Die Verwaltung be- 
sonders komplexer Vermögensgesamtheiten kaim einem außer- 
halb der Strafverfolgungsbehörden stehenden Verwalter über- 
tragen werden, so daß die Belastung mit entsprechenden Verwal- 
txmgsaufgaben die Strafverfolgungsbehörden nicht mehr von 
Beschlagnahme- oder Arrestanordnungen abzuhalten braucht. 
Kernstück der Reform ist jedoch die Aufhebung des § 73 Abs. 1 
Satz 2 StGB in seiner jetzigen Form; diese Bestimmimg hat sich 
nach einer vielfach gebrauchten Wendung als „Totengräber des 
Verfalls" erwiesen. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht zur Verbesserung der Abschöpfimg von Ver- 
mögensvorteilen aus Straftaten folgende Regelungen vor: 

- Im Zuge einer tenninologischen Harmonisierung wird der 
Begriff „Verfall" aus dem Gesetz beseitigt; in der Sache führt 
dies jedoch nicht zu Einschränkungen bei den Zugriffsmöghch- 
keiten auf strafbar erlangte Profite, weil in Zukunft anstelle des 
Verfalls nach altem Recht die „Einziehung des Erlangten" tritt. 

- Die bisherige Regelung in § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB wird aufge- 
hoben; dies hat ziur Folge, daß in Zukunft die Einziehung des 
Erlangten auch dann möghch ist, wenn durch die Straftat indi- 
viduell bestimmte oder bestimmbare Personen an ihrem Ver- 
mögen verletzt worden sind. 

- Die Voraussetzungen für einen Zugriff auf solche Gegenstände, 
die nicht (mehr) dem Täter oder Teilnehmer gehören, sondern 
vielmehr Dritten zuzuordnen sind, die entweder schuldhaft zu 
einer Tatverstrickung dieser Gegenstände beigetragen oder sie 
in Kenntnis der Umstände, welche ihre Einziehung zugelassen 
hätten, erworben haben, werden herabgesetzt; damit wird auch 
insoweit die Bekämpfung profitorientierter Kriminalität ver- 
bessert. 

- Im Prozeßrecht wird der Aufhebung von § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB 
dadurch Rechnung getragen, daß nach einer neuen Voll- 
streckungsvorschrift die Tatverletzten wegen der durch die Tat 
erhttenen Entreichenmg einen Ausgleich erlangen: Und zwar 
hat der Staat die auf die Einziehung (von Wertersatz) gerichtete 
Anordmmg zu vollstrecken und im Umfang des durch die Voll- 
streckung Erlangten die Schuld des von der Anordmmg Betrof- 
fenen gegenüber den Verletzten auszugleichen. 

- Anders als nach bisherigem Recht werden auch die Rechtsnach- 
folger der Verletzten in die Lage versetzt, die auf sie übergegan- 
genen Ansprüche im Rahmen der „Zurückgewinmmgshilfe" 
durchzusetzen. 

- Die Vorschriften des Verfahrensrechts werden inhalthch ge- 
strafft imd - wo dies ohne Einbußen an Effizienz, dogmatischer 
Schlüssigkeit und Klarheit möglich ist - aus ihrer teilweise im- 
übersichtlichen Verzahmmg mit zivilrechtlichen Normen gelöst. 
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- Schließlich wird in bezug auf das Stadium vor Eintritt der 
Rechtskraft die Möglichkeit einer Verwaltung beschlagnahmter 
oder gepfändeter Vermögensmassen durch berufsmäßige Ver- 
walter (wie etwa Rechtsanwälte, Steuerberater oder Wirtschafts- 
prüfer) vorgesehen; dadurch werden die Strafverfolgungs- 
behörden von dieser mit ganz erheblichem Arbeitsaufwand 
verbundenen Aufgabe entlastet, zugleich wird - im Interesse 
der Verletzten und auch im Hinblick auf die Belange des Be- 
schuldigten - durch entsprechende Professionalität auch eine 
größere Effizienz der Verwaltung bewirkt. 


C. Alternativen 

Beibehaltung des lückenhaften und deshalb unbefriedigenden 
gegenwärtigen Zustandes. 


D. Kosten 

Bei Verwirklichung der Vorschläge des Entwurfs ergeben sich 
mangels entsprechender Erfahrungswerte nicht konkretisierbare 
kostenmäßige Auswirkungen. 

Im Hinblick darauf, daß ein großer Anteil der strafrichterlichen 
Verurteilungen auf Eigentums- und Vermögensdelikte entfällt, 
wird die Aufhebung von § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB - alt - zwangs- 
läufig eine erhebliche Zunahme von Einziehungsanordnungen 
(im Sinne von VerfaUsanordnungen nach bisherigem Recht) nach 
sich ziehen. Diese Anordnungen müssen vollstreckt werden, so 
daß ein nicht näher quantifizierbarer zusätzlicher Personalauf- 
wand die Folge sein wird. 

Hinzu kommen die Kosten, die durch die Anordnung externer 
Verwaltungen im Siime von § 111 e StPO - neu - jedenfalls dann 
entstehen, weim das Verfahren nicht mit einer Entscheidung 
gegen den von der Verwaltimg Betroffenen abschließt. 

Diesen zusätzlichen Belastungen steht jedoch gegenüber, daß der 
Staatskasse auch Vermögenswerte zufließen werden, soweit von 
seiten der Tatverletzten keine Ersatzansprüche geltend gemacht 
werden. 

In welchem Umfang der Staatskasse dadurch zusätzliche Ein- 
nahmen zufließen werden, ist jedoch nicht voraussehbar. 

Selbst werm die Reform eine zusätzliche spürbare Belastung der 
öffentlichen Haushalte zur Folge haben sollte, erscheint dies im 
Hinblick darauf hinnehmbar, daß die verbesserte Profitabschöp- 
fung zu einer wesentlich effektiveren Bekämpfung gewinnorien- 
tierter Kriminalität führt. Diese Form der Kriminalität bedingt 
volkswirtschaftliche Schäden von so hohem Ausmaß, daß die zur 
Umsetzung der Reform erforderlichen Investitionen sich im Er- 
gebnis als lohnend erweisen dürften. 


3 
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Entwurf eines Gesetzes zur verbesserten Abschöpfung von 
Vermögensvorteilen aus Straftaten 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 10. März 1987 (BGBl. I S. 945, 1160), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. ...), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs. 5 wird das Wort „Verfall," gestrichen. 

2. ln § 11 Abs. 1 Nr. 8 werden die Wörter „der Ver- 
fall," gestrichen. 

3. In § 43 a Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Verfall" 
durch das Wort „Einziehimg" ersetzt. 

4. In § 57 Abs. 5 werden die Wörter „die dem Verfall 
imterhegen oder nur deshalb nicht unterhegen, 
weil dem Verletzten aus der Tat ein Anspruch der 
in § 73 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Art erwachsen 
ist" ersetzt durch die Wörter „die der Einziehung 
unterhegen". 

5. In § 59 Abs. 3 wird das Wort „VerfaU," gestri- 
chen. 

6. Der Siebente Titel des Dritten Abschnitts des 
Allgemeinen Teüs wird wie folgt gefaßt: 

„ Siebenter Titel 
Einziehimg 

§73 

Einziehung des Erlangten 

(1) Was der Täter oder Teilnehmer für eine 
rechtswidrige Tat oder aus ihr erlangt hat, wird 
eingezogen. Die Einziehung erstreckt sich auf 
das unmittelbar Erlangte und auf die gezogenen 
Nutzungen. Ferner kann sie auf das, was an die 
Stehe des ursprünghch Erlangten getreten ist, er- 
streckt werden. Hat der Täter oder Teilnehmer 
durch die Tat Aufwendungen erspart, so ist der 
Wert des Ersparten erlangt. 

(2) Die Einziehung nach Absatz 1 erstreckt sich 
nicht auf das, womit der Verletzte zur Erfühung 
seiner aus der Tat erwachsenen Rückerstattungs- 
ansprüche befriedigt worden ist oder seinen 
Wert. Sie erstreckt sich ferner nicht auf 

1. das, womit ein anderer, auf den ein in Satz 1 
bezeichneter Anspruch übergegangen ist, zur 
Erfühung dieses übergegangenen Anspruchs 
befriedigt worden ist, und 

2. Gegenstände in amtlicher Verwahrung, die 
dem Verletzten nur deshalb nicht herausge- 


geben worden sind, weh sie noch zu Beweis- 
zwecken benötigt worden sind. 

(3) Hat der Täter oder Teilnehmer für einen an- 
deren gehandelt und hat dadurch dieser etwas 
erlangt, so richtet sich die Einziehung nach 
Absatz 1 gegen ihn. 

(4) Ein Gegenstand wird auch dann eingezo- 
gen, wenn er einem Dritten gehört oder zusteht, 
der ihn für die Tat oder sonst in Kenntnis der Tat- 
umstände gewährt hat. 

(5) Umfang imd Wert des Erlangten können 
geschätzt werden. 

§73a 

Erweiterte Einziehung des Erlangten 

(1) Ist eine rechtswidrige Tat nach einem Ge- 
setz begangen worden, das auf diese Vorschrift 
verweist, so sind Gegenstände des Täters oder 
Teilnehmers auch dann einzuziehen, wenn die 
Umstände die Annahme rechtfertigen, daß diese 
Gegenstände für rechtswidrige Taten oder aus 
ihnen erlangt worden sind. Satz 1 ist auch anzu- 
wenden, weim ein Gegenstand dem Täter oder 
Teilnehmer nur deshalb nicht gehört oder zu- 
steht, weil er den Gegenstand für eine rechtswid- 
rige Tat oder aus ihr erlangt hat. § 73 Abs. 1 
Satz 2 imd 3 gilt entsprechend. 

(2) Ist die Einziehung eines bestimmten Ge- 
genstandes nach der Tat ganz oder teilweise 
unmöghch geworden, so findet insoweit § 73d 
Abs. 1 bis 3 sinngemäß Anwendung. 

(3) Ist nach der Einziehung nach Absatz 1 
wegen einer anderen rechtswidrigen Tat, die der 
Täter oder Teilnehmer vor der Anordmmg 
begangen hat, erneut über die Einziehung von 
Gegenständen des Täters oder Teilnehmers zu 
entscheiden, so berücksichtigt das Gericht hier- 
bei die bereits ergangene Anordnung. 

§73b 

Einziehung anderer Gegenstände 

(1) Gegenstände, die durch eine vorsätzliche 
rechtswidrige Tat hervorgebracht oder zu ihrer 
Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden 
oder bestimmt gewesen sind, können eingezo- 
gen werden, wenn 

1. die Gegenstände dem Täter oder Teilnehmer 
zur Zeit der Entscheidung gehören oder zu- 
stehen und die Tat schuldhaft begangen wor- 
den ist oder 

2. die Gegenstände nach ihrer Art und den Um- 
ständen die Allgemeinheit gefährden oder die 
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Gefahr besteht, daß sie der Begehung rechts- 
widriger Taten dienen werden. 

(2) Ein Gegenstand, auf den sich die Tat be- 
zieht, imterliegt der Einziehung, wenn das Ge- 
setz dies vorschreibtj er kann eingezogen wer- 
den, wenn das Gesetz dies zuläßt. 

(3) Wird die Einziehung bestimmter Gegen- 
stände nach Absatz 2 oder sonst durch ein Gesetz 
über Absatz 1 hinaus vorgeschrieben oder zuge- 
lassen, so gilt Absatz 1 Nr. 1 xmd 2 entsprechend. 

(4) Verweist das Gesetz auf diese Vorschrift, so 
können die Gegenstände abweichend von Ab- 
satz 1 Nr. 1 auch dann eingezogen werden, wenn 
derjenige, dem sie zur Zeit der Entscheidxmg ge- 
hören oder zustehen, 

1. wenigstens fahrlässig dazu beigetragen hat, 
daß die Sache oder das Recht Mittel oder Ge- 
genstand der Tat oder ihrer Vorbereitung ge- 
wesen ist, oder 

2. die Gegenstände in Keimtnis der Umstände, 
welche die Einziehimg zugelassen hätten, er- 
worben hat. 

§73c 

Einziehimg des Wertersatzes 

(1) Soweit die Einziehimg eines bestimmten 
Gegenstandes wegen seiner Beschaffenheit oder 
der Beschaffenheit des Erlangten oder aus einem 
anderen Grunde nicht möglich ist oder von der 
Einziehimg eines Ersatzgegenstandes nach § 73 
Abs. 1 Satz 3 abgesehen wird, ist ein Geldbetrag 
einzuziehen, der dem Wert des Gegenstandes 
oder des Erlangten entspricht. Eine solche Ein- 
ziehung kann auch neben der Einziehung eines 
Gegenstandes erfolgen, soweit der Täter oder 
Teilnehmer dessen Wertminderung zumindest 
fahrlässig herbeigeführt hat. 

(2) Ist offensichthch, daß die Einziehung eines 
Anteils an einem Gegenstand in Betracht kommt 
imd der Gegenstand selbst nicht tatsächlich teil- 
bar ist, so kann die Einziehung eines dem Wert 
des Anteils entsprechenden Geldbetrages ange- 
ordnet werden. Eine solche Anordnung kann 
auch neben der Einziehung eines Gegenstandes 
getroffen werden. 

(3) § 73 Abs. 5 güt entsprechend. 

(4) Die Wertersatzeinziehung ist unzulässig, 
wenn die Einziehung des Gegenstandes nur 
nach § 73 b Abs. 1 Nr. 2 zulässig gewesen wäre. 

§73d 

Unterbleiben der Einziehung; 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

(1) In den Fällen der §§ 73, 73a, auch in Ver- 
bindung mit § 73 c, kann die Einziehung unter- 
bleiben, soweit weder das Erlangte noch dessen 
Wert zur Zeit der Anordnimg im Vermögen des 
Betroffenen vorhanden ist. 

(2) In den Fällen des § 73 b Abs. 1 Nr. 2 ordnet 
das Gericht an, daß die Einziehung Vorbehalten 


bleibt, imd trifft eine weniger einschneidende 
Maßnahme, wenn der Zweck der Einziehung 
auch durch sie erreicht werden kann. In Betracht 
kommt namentiich die Anweisung, 

1 . die Gegenstände unbrauchbar zu machen, 

2. an den Gegenständen bestimmte Einrichtun- 
gen oder Kennzeichen zu beseitigen oder die 
Gegenstände sonst zu ändern oder 

3. über die Gegenstände in bestimmter Weise zu 
verfügen. 

Wird die Anweisung befolgt, so wird der Vor- 
behalt der Einziehimg aufgehoben; andernfalls 
wird die Einziehimg nachträglich angeordnet. 

(3) Im übrigen wird die Einziehimg nicht an- 
geordnet, soweit sie zur Bedeutung der begange- 
nen Tat oder zu dem mit der Einziehung ver- 
folgten Zweck außer Verhältnis stehen würde, 
namentlich, weil sie für den Betroffenen eine im- 
bilhge Härte wäre. 

(4) Für die Bewilligung von Zahlimgserleichte- 
nmgen gilt § 42 entsprechend. 

§73e 

Einziehung von Schriften 
und Unbrauchbarmachimg 

(1) Schriften (§11 Abs. 3), die einen solchen In- 
halt haben, daß jede vorsätzliche Verbreitung in 
Kenntnis ihres Inhalts den Tatbestand eines 
Strafgesetzes verwirkhchen würde, werden ein- 
gezogen, wenn mindestens ein Stück durch eine 
rechtswidrige Tat verbreitet oder zur Verbreitung 
bestimmt worden ist. Zugleich wird angeordnet, 
daß die zur Herstellung der Schriften gebrauch- 
ten oder bestimmten Vorrichtungen, wie Platten, 
Formen, Drucksätze, Druckstöcke, Negative oder 
Matrizen, unbrauchbar gemacht werden. 

(2) Die Einziehung erstreckt sich nur auf die 
Stücke, die sich im Besitz der bei ihrer Verbrei- 
tung oder deren Vorbereitung mitwirkenden Per- 
sonen befinden oder öffentiich ausgelegt oder 
beim Verbreiten durch Versenden noch nicht 
dem Empfänger ausgehändigt worden sind. 

(3) Absatz 1 güt entsprechend bei Schriften, 
die einen solchen Inhalt haben, daß die vorsätz- 
hche Verbreitung in Kenntnis ihres Inhalts nur 
bei Hinzutreten weiterer Tatumstände den Tat- 
bestand eines Strafgesetzes verwirklichen würde. 
Die Einziehimg imd Unbrauchbarmachimg wer- 
den nur angeordnet, soweit 

1. die Stücke und die in Absatz 1 Satz 2 bezeich- 
neten Gegenstände sich im Besitz des Täters, 
Teilnehmers oder eines anderen befinden, für 
den der Täter oder Teilnehmer gehandelt hat, 
oder von diesen Personen zur Verbreitimg be- 
stimmt sind und 

2. die Maßnahmen erforderlich sind, um ein ge- 
setzwidriges Verbreiten durch diese Personen 
zu verhindern. 

(4) Dem Verbreiten im Sinne der Absätze 1 
bis 3 steht es gleich, wenn mindestens eine 
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Schrift (§11 Abs. 3) oder mindestens ein Stück 
der Schrift durch Ausstellen, Anschlägen, Vor- 
führen oder in anderer Weise öffentlich zugäng- 
hch gemacht wird. 

(5) § 73 d Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

§74 

Anordnung und allgemeine Wirkung 
der Einziehung 

(1) Die Eioziehimg wird durch das Gericht an- 
geordnet. 

(2) Die Anordnung oder der Vorbehalt der Ein- 
ziehung hat die Wirkung einer Beschlagnahme 
nach § 111b der Strafprozeßordnung. 

(3) Wird ein Gegenstand eingezogen, so geht 
das Eigentum an der Sache oder das etugezo- 
gene Recht mit der Rechtskraft der Entscheidung 
auf den Staat über, wenn es dem von der Anord- 
nimg Betroffenen zu dieser Zeit zusteht oder die 
in § 73 Abs. 3 und 4, § 73b Abs. 1 Nr. 2, Abs. 4 
oder § 73e genannten Voraussetzungen vorlie- 
gen. In den in § 73 b Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten 
Fällen gilt dies auch für Rechte Dritter. 

(4) Im übrigen bleiben Rechte Dritter an dem 
Gegenstand bestehen. In den in § 73 b Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 2 und 4 bezeichneten Fällen kann das 
Gericht das Erlöschen des Rechts eines Dritten 
anordnen, wenn diesem eine Entschädigung 
nach § 74 a Abs. 2 Nr. 2 oder 3 nicht zu gewähren 
ist. 

§74a 

Entschädigimg 

(1) Stand in den Fällen der §§ 73b oder 73 e das 
Eigentmn an der Sache oder das eingezogene 
Recht zur Zeit der Rechtskraft der Entscheidung 
über die Einziehung einem Dritten zu oder war 
der Gegenstand mit dem Recht eines Dritten be- 
lastet, das durch die Entscheidimg erloschen 
oder beeinträchtigt ist, so wird der Dritte aus der 
Staatskasse imter Berücksichtigung des Ver- 
kehrswertes angemessen in Geld entschädigt. 
Satz 1 gilt entsprechend in den Fällen des § 73d 
Abs. 2. 

(2) Eine Entschädigung wird nicht gewährt 

1 . in den Fällen des § 73 Abs. 3 imd 4, 

2. wenn der Dritte wenigstens fahrlässig dazu 
beigetragen hat, daß die Sache oder das Recht 
Mittel oder Gegenstand der Tat oder ihrer Vor- 
bereitimg gewesen ist, 

3. wenn der Dritte den Gegenstand oder das 
Recht an dem Gegenstand in Kenntnis der 
Umstände, welche die Einziehimg zugelassen 
hätten, erworben hat oder 

4. wenn es nach den Umständen, welche die 
Einziehung oder Unbrauchbarmachung be- 
gründet haben, auf Grund von Rechtsvor- 
schriften außerhalb des Strafrechts zulässig 
wäre, den Gegenstand dem Dritten ohne Ent- 
schädigimg dauernd zu entziehen. 


Dem Dritten kann jedoch eine Entschädigung 
gewährt werden, soweit es eine unbillige Härte 
wäre, sie zu versagen. 

§75 

Sondervorschriften für Organe und Vertreter 
Hat jemand 

1. als vertretungsberechtigtes Organ einer juri- 
stischen Person oder als Mitghed eines sol- 
chen Organs, 

2. als Vorstand eines nicht rechtsfähigen Vereins 
oder als Mitglied eines solchen Vorstandes, 

3. als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer 
PersonenhandelsgeseUschaft oder 

4. als Generalbevollmächtigter oder in leitender 
Stellung als Prokurist oder Handlungsbevoll- 
mächtigter einer juristischen Person oder einer 
in Nummer 2 oder 3 genannten Personenver- 
einigimg 

eine Handlung vorgenommen, die ihm gegen- 
über unter den übrigen Voraussetzungen der 
§§ 73 b bis 73 d und 74 a die Einziehung eines Ge- 
genstandes oder des Wertersatzes zulassen oder 
den Ausschluß der Entschädigimg begründen 
würde, so wird seine Handlung bei Anwendung 
dieser Vorschriften dem Vertretenen zugerech- 
net. § 14 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§76 

Nachträghche Anordnung der Einziehung 

Ist die Anordnung der Einziehung eines Ge- 
genstandes nicht ausführbar oder unzureichend, 
weil nach der Anordnung eine der in § 73 a 
Abs. 2, § 73 c bezeichneten Voraussetzungen ein- 
getreten oder bekanntgeworden ist, so kann das 
Gericht die Einziehung oder die Einziehung des 
Wertersatzes nachträglich anordnen. 

§76a 

Selbständige Anordnung 

Die Einziehung kann auch angeordnet wer- 
den, wenn ein Strafverfahren nicht durchgeführt 
oder wenn es eingestellt wird oder wenn das Ge- 
richt von Strafe absieht; die Einziehung nach 
§ 73b Abs. 1 Nr. 1, Abs. 4, §§ 73c, 73e oder die 
Unbrauchbannachung dürfen jedoch nicht ange- 
ordnet werden, wenn Antrag, Ermächtigung oder 
Strafverlangen fehlen. " 

7. In § 79 Abs. 5 Satz 1 wird das Wort „Verfall," ge- 
strichen. 

8. In § 79 a Nr. 2 Buchstabe c werden das Komma 
nach dem Wort „Geldstrafe" und das Wort „Ver- 
fall" gestrichen. 

9. In § 92 b Satz 2 wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt 
durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

10. § 101 a wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt 
durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 
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b) In Satz 3 wird die Angabe „§ 74 Abs. 2" er- 
setzt durch die Angabe „§ 73b Abs. 1 Nr. 1 
imd2". 

11. § 109 k wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt 
dmch die Angabe „§ 73b Abs. 4". 

b) In Satz 3 wird die Angabe „§ 74 Abs. 2" er- 
setzt durch die Angabe „§ 73 b Abs. 1 Nr. 1 
und 2". 

12. § 150 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 
„Vermögensstrafe imd Einziehimg" . 

b) In Absatz 1 wird jeweils die Angabe „73d" er- 
setzt durch die Angabe „73 a" . 

13. § 181c wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 
„Vermögensstrafe und Erweiterte Einziehimg". 

b) Die Angabe „73d" wird jeweils ersetzt durch 
die Angabe „73a". 

14. § 184 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 73 d" ersetzt 
durch die Angabe „ § 73 a" . 

b) In Satz 3 wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt 
durch die Angabe „§ 73b Abs. 4". 

15. In § 201 Abs. 5 Satz 2 wird die Angabe „§ 74 a" 
ersetzt diurch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

16. In § 244 Abs. 3 und § 244 a Abs. 3 wird jeweils 
die Angabe „73 d" ersetzt durch die Angabe 
„73a". 

17. § 256 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Führungsaufsicht, Vermögensstrafe imd Er- 
weiterte Einziehung". 

b) In Absatz 2 wird jeweils die Angabe „73d" er- 
setzt durch die Angabe „73a". 

18. In § 260 Abs. 3 imd § 260a Abs. 3 wird jeweils 
die Angabe „73d" ersetzt diurch die Angabe 
„73a-. 

19. § 261 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „den 
Verfall" gestrichen. 

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt 
durch die Angabe „§ 73b Abs. 4". 

bb) In den Sätzen 3 und 4 wird jeweils die 
Angabe „73d" ersetzt durch die Angabe 
„73b Abs. 4". 

20. In § 264 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Angabe 
„ § 74 a" ersetzt durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

21 . § 285 b wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 
„Vermögensstrafe und Einziehung". 


b) In Absatz 1 wird jeweils die Angabe „73d" er- 
setzt durch die Angabe „73a". 

c) In Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Angabe 

„§ 74a" ersetzt durch die Angabe „§ 73b 

Abs. 4". 

22. In § 295 Satz 2 wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt 
durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

23. In § 302 wird jeweüs die Angabe „§ 73d" ersetzt 
durch die Angabe „ § 73 a" . 

24. In § 330c Satz 2 wird die Angabe „ § 74 a" ersetzt 
durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

25. In § 338 wird jeweils die Angabe „§ 73d" ersetzt 
durch die Angabe „ § 73a" . 

Artikel 2 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 
1319), zuletzt geändert durch ... (BGBl. ...), wird wie 
folgt geändert: 

1. Dem § 94 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Wird eine bewegliche Sache nicht mehr 
für Zwecke des Strafverfahrens benötigt und steht 
der Herausgabe an den letzten Gewahrsams- 
inhaber ein offensichtlich begründeter Anspruch 
entgegen, so soll die Sache an den Anspruchs- 
berechtigten herausgegeben werden. Nach Er- 
hebung der öffentiichen Klage ist nur der Richter 
zu der Anordnung der Herausgabe befugt; das- 
selbe gilt, wenn der Richter die Beschlagnahme 
angeordnet oder bestätigt hat. " 

2. Die §§ 111b bis 111p werden durch folgende 
§§ 111b bis 1111 ersetzt: 

.§lllb 

(1) Gegenstände können beschlagnahmt wer- 
den, wenn Gründe dafür sprechen, daß die Vor- 
aussetzungen für ihre Einziehung oder Un- 
brauchbarmachung (§§ 73, 73a, 73b, 73e des 
Strafgesetzbuches) vorliegen und eine Sicherung 
der Vollstreckung erforderlich ist. 

(2) Die Beschlagnahme einer beweglichen 
Sache wird dadurch bewirkt, daß diese in Ge- 
wahrsam genommen wird, es sei denn, daß eine 
KennÜichmachung durch Siegel oder in anderer 
Weise zur Sicherung der Beschlagnahme aus- 
reicht. 

(3) Ist der zu beschlagnahmende Gegenstand 
in einem Register eingetragen, das öffentlichen 
Glauben genießt, so wird die Beschlagnahme 
durch Eintragung in dieses Register bewirkt. Zur 
Sicherung der Beschlagnahme kaim der Gegen- 
stand in Gewahrsam genommen werden. 

(4) Die Beschlagnahme einer Forderung oder 
eines anderen Vermögensrechtes, das nicht den 
Vorschriften über die ZwangsvoDstreckung in 
das unbewegliche Vermögen unterliegt, wird 
durch Pfändung bewirkt. Die Vorschriften der Zi- 
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vilprozeßordnung über die Zwangsvollstreckung 
in Forderungen und cuidere Vermögensrechte 
sind insoweit sinngemäß anzuwenden. Mit der 
Beschlagnahme ist die Aufforderung zur Abgabe 
der in § 840 Abs. 1 der Zivilprozeßordnimg be- 
zeichneten Erklärrmgen zu verbinden. 

(5) Die beschlagnahmten Gegenstände sind zu 
verzeichnen. Die §§ 95, 98 Abs. 4, §§ 102 bis 108 
und 110 gelten entsprechend. § 94 Abs. 3 bleibt 
unberührt. 

(6) Die Beschlagnahme hat die Wirkung eines 
Verfögimgsverbotes im Siime von § 136 des 
Bürgerhchen Gesetzbuchs. § 20 Abs. 2 \md § 21 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung imd 
die Zwangsverwaltung gelten entsprechend. Die 
Wirkung beginnt mit der Kenntlichmachung oder 
Verlautbarung und endet, wenn die Beschlag- 
nahme nicht aufgehoben wird, mit der Einzie- 
hung. Ist das Verfahren nach § 430 auf die ande- 
ren Rechtsfolgen beschränkt worden, so kaim die 
Beschlagnahme für die Dauer von höchstens drei 
Monaten aufrechterhalten werden, sofern die 
sofortige Aufhebung gegenüber dem Verletzten 
unbillig wäre. Die Wirkung der Beschlagnahme 
wird nicht davon berührt, daß über das Vermö- 
gen des Betroffenen das Konkurs-, Vergleichs- 
oder GesamtvoUstreckxmgsverfahren eröffnet wird. 

(7) Eine beschlagnahmte beweghche Sache 
kann dem Betroffenen 

1. gegen sofortige Erlegimg des Wertes zurück- 
gegeben oder 

2. \mter dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs 
zur vorläufigen weiteren Benutzung bis zum 
Abschluß des Verfahrens überlassen 

werden. 

Der nach Satz 1 Nr. 1 erlegte Betrag tritt an die 
Stelle der Sache. Die Maßnahme nach Satz 1 
Nr. 2 kann davon abhängig gemacht werden, 
daß der Betroffene Sicherheit leistet oder be- 
stimmte Auflagen erfüllt. 

§ 111c 

(1) Sind Gründe für die Annahme vorhanden, 
daß die Voraussetzungen für die Einziehimg von 
Wertersatz vorliegen, karm zur Sicherung der 
Vollstreckung der dinghche Arrest angeordnet 
werden. Dasselbe gilt, soweit die Verhängxmg 
einer Geldstrafe oder einer Vermögensstrafe 
oder die Auferlegung der Kosten des Strafver- 
fahrens zu erwarten ist. Zur Sicherung der VoU- 
streckimgskosten sowie geringfügiger Beträge 
ergeht kein Arrest. 

(2) Die §§ 917, 928, 930 bis 932, 934 Abs. 1 der 
Zivilprozeßordnung gelten siimgemäß. In der Ar- 
restanordnung ist ein Geldbetrag festzustellen, 
durch dessen Hinterlegxmg die Vollziehung des 
Arrests gehemmt und der Betroffene zu dem An- 
trag auf Aufhebung des vollzogenen Arrests be- 
rechtigt wird. Die Höhe des Betrages bestimmt 
sich nach den Umständen des Einzelfalles, na- 
mentlich nach der voraussichtlichen Höhe des 


zu vollstreckenden Anspruchs. Diese kann ge- 
schätzt werden. Das Gesuch auf Erlaß des Arrests 
soll die für die Feststellimg des Geldbetrages er- 
forderüchen Tatsachen enthalten. 

(3) Ist der Arrest nach Absatz 1 Satz 2 angeord- 
net worden, so ist eine Vollziehungsmaßnahme 
auf Antrag des Beschiddigten aufzuheben, so- 
weit dieser den Pfandgegenstand zur Aufbrin- 
gung der notwendigen Kosten seiner Verteidi- 
gung (§ 464 a Abs. 2), seines Unterhalts oder des 
Unterhalts seiner Fanülie benötigt. 

§llld 

(1) Zur Anordmmg der Beschlagnahme 
(§ 1 1 1 b) und des Arrests (§ 1 1 1 c) ist nur der Rich- 
ter, bei Gefahr im Verzug auch die Staatsanwalt- 
schaft befugt. Zur Anordnung der Beschlagnah- 
me einer beweghchen Sache (§ 111b Abs. 2) sind 
bei Gefahr im Verzug auch die Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltschaft (§ 152 des Gerichtsverfas- 
simgsgesetzes) befugt. § llli Abs. 1 bleibt unbe- 
rührt. 

(2) Hat die Staatsanwaltschaft die Beschlag- 
nahme oder den Arrest angeordnet, so soll sie in- 
nerhalb einer Woche die richterhche Bestätigung 
der Anordnung beantragen. Einer solchen Bestä- 
tigimg bedarf es nicht, wenn die Beschlagnahme 
einer beweghchen Sache angeordnet ist. § llli 
Abs. 1 bleibt auch insoweit imberührt. Der Be- 
troffene kann in allen Fällen jederzeit die richter- 
üche Entscheidung beantragen. 

(3) Die Anordnung ist dem Beschuldigten so- 
wie demjenigen mitzuteilen, gegen den sie sich 
in den Fällen des § 73 Abs. 3 oder 4, des § 73 b 
Abs. 1 Nr. 2 oder Abs. 4 sowie des § 73e des 
Strafgesetzbuches richtet. Die sonst von der Be- 
schlagnahme Betroffenen und die Verletzten sol- 
len benachrichtigt werden, soweit sie bekaimt 
sind oder im Verlauf des Verfahrens bekannt 
werden. Hierzu kann die Anordnung im Bundes- 
anzeiger oder in anderer geeigneter Weise be- 
kaimt gemacht werden, wenn die in Satz 2 Ge- 
nannten bekaimt sind, eine besondere Mitteilung 
gegenüber jedem einzelnen von ihnen jedoch 
mit unverhältnismäßigem Aufwand verbunden 
wäre oder wenn zu vermuten ist, daß noch un- 
bekannten Verletzten aus der Tat Ansprüche 
erwachsen sind. 

(4) Die Durchführung der Beschlagnahme und 
die Vollziehung des Arrests obhegen der Staats- 
anwaltschaft? bei beweghchen Sachen obhegt 
die Durchführung der Beschlagnahme auch 
deren Hilfsbeamten. Die erforderhchen Eintra- 
gungen in öffenthche Register werden auf Er- 
suchen der Staatsanwaltschaft oder des Gerichts 
bewirkt, das die Anordnung erlassen hat. 

§ Ille 

(1) Die Verwaltung der beschlagnahmten oder 
gepfändeten Gegenstände obhegt der Staats- 
anwaltschaft. Sie kann auf einen zu bestehenden 
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Verwalter oder den Beschuldigten übertragen 
werden. Erfaßt die Beschlagnahme den überwie- 
genden Teil des Vermögens, so kann die Verwal- 
tung auf das gesamte Vermögen erstreckt wer- 
den. § 111 d Abs. 1 Satz 1 sowie Abs. 2 und 3 gilt 
in den Fällen der Sätze 2 und 3 entsprechend. 

(2) Der die Bestellung eines Verwalters anord- 
nende Beschluß ist der Behörde mitzuteilen, die 
für die Einleitung einer Abwesenheitspflegschaft 
zuständig ist; diese hat die Verwaltung einzulei- 
ten. 

(3) Der Verwalter unterliegt im vorbereitenden 
Verfahren den Weisungen der Staatsanwalt- 
schaft, nach Erhebung der öffentiichen Klage 
denjenigen des Gerichts. Er hat der Staatsan- 
waltschaft und dem Gericht die im Rahmen der 
Verwaltung der Gegenstände erlangten Erkennt- 
nisse mitzuteüen, soweit sie die Beschlagnahme 
oder Arrestanordnung betreffen. § 1915 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt. 

§ Ulf 

(1) Nach sechs Monaten hebt der Richter die 
Beschlagnahme (§ 111b) oder die Arrestanord- 
nung auf, sofern keine dringenden Gründe für 
die Annahme bestehen, daß die Voraussetzun- 
gen für die in § 111b Abs. 1 und § 111c Abs. 1 
genannten Entscheidungen vorliegen. Reicht die 
in Satz 1 bezeichnete Frist wegen der besonde- 
ren Schwierigkeit oder des besonderen Umfangs 
der Ermittlungen oder wegen eines anderen 
wichtigen Gnmdes nicht aus, so kann der Richter 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft die Maßnah- 
men um längstens drei Monate verlängern, wenn 
die genannten Gründe ihre Fortdauer rechtferti- 
gen. 

(2) Die Beschlagnahme, die Anordnimg des Ar- 
rests und jede darauf gegründete Maßnahme 
sind im übrigen aufzuheben, wenn ihre Gründe 
weggefallen sind oder die Staatsanwaltschaft 
dies vor Erhebung der öffentiichen Klage oder 
Stellung des Antrags auf selbständige Einzie- 
hung beantragt. 

(3) Die Aufhebung der Beschlagnahme oder 
des Arrests soll in gleicher Weise wie ihre Anord- 
nung mitgeteüt werden (§ 111 d Abs. 3); den in 
§ llld Abs. 3 Satz 2 Genannten braucht sie je- 
doch nicht bekannt gegeben zu werden. Im Falle 
des § 111b Abs. 3 ist sie auch der zuständigen 
Registerbehörde mitzuteilen. Die in § 111 e Abs. 2 
genannte Behörde ist über alle Umstände zu un- 
terrichten, die die Beendigxmg der Verwaltung 
betreffen. 

§iiig 

(1) Gegenstände, die nach § 111b beschlag- 
nahmt oder in Vollziehung eines Arrests nach 
§ 111c gepfändet worden sind, dürfen veräußert 
werden, wenn ein erheblicher Wertverlust zu 
besorgen oder ihre Aufbewahrung, Pflege oder 
Erhaltung mit unverhältnismäßig großen Kosten 
oder Schwierigkeiten verbunden ist. Der Erlös 
tritt an die Stelle der Gegenstände. 


(2) Die Notveräußerung wird im vorbereiten- 
den Verfahren durch die Staatsanwaltschaft, 
nach Erhebung der öffentiichen Klage diuch das 
mit der Hauptsache befaßte Gericht angeordnet. 
Der Staatsanwaltschaft steht diese Befugnis auch 
zu, wenn der Gegenstand zu verderben droht, 
bevor die Entscheidung des Gerichts herbeige- 
führt werden kann. Droht der Gegenstand zu 
verderben, bevor die Entscheidung der Staats- 
anwaltschaft herbeigeführt werden kann, stehen 
die in den Sätzen 1 und 2 bezeichneten Befug- 
nisse ihren Hilfsbeamten (§ 152 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes) zu. 

(3) Der Beschuldigte, der Eigentümer imd an- 
dere, denen Rechte an der Sache zustehen, sollen 
vor der Anordnung gehört werden. Die Anord- 
nung sowie Zeit und Ort der Veräußerung sind 
ihnen, soweit dies ausführbar erscheint, mitzu- 
teilen. 

(4) Die Notveräußerung wird nach den Vor- 
schriften der Zivilprozeßordnung über die Ver- 
wertung einer gepfändeten Sache diuchgeführt. 
An die Stelle des Vollstreckungsgerichts (§764 
der Zivilprozeßordnung) tritt die in Absatz 2 be- 
zeichnete Stelle. Die nach § 825 der Zivilprozeß- 
ordnung zulässige Verwertung kaim von Amts 
wegen oder auf Antrag einer in Absatz 3 ge- 
nannten Person, nach Erhebung der öffentiichen 
Klage auch auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
angeordnet werden; diese Anordnung kaim auch 
noch nach Anordnung der Notveräußenmg ge- 
troffen werden. 

(5) Wenn die Anordnung von der Staatsanwalt- 
schaft oder ihren Hilfsbeamten getroffen worden 
ist, gilt § 98 Abs. 2 Satz 2 bis 7 entsprechend. 
Nach Erhebung der öffentiichen Klage oder Stel- 
lung des Antrags auf selbständige Einziehung 
entscheidet das mit der Hauptsache befaßte Ge- 
richt. Das Gericht, in dringenden Fällen der Vor- 
sitzende, kaim die Aussetzung der Veräußerung 
anordnen. 

§ 111h 

(1) Die Beschlagnahme eines Druckwerks, einer 
sonstigen Schrift oder eines Gegenstandes im 
Sinne des § 73e des Strafgesetzbuches darf nach 
§ 111b Abs. 1 nicht angeordnet werden, wenn 
ihre nachteiligen Folgen, insbesondere die Ge- 
fährdung des öffentiichen Interesses an unverzö- 
gerter Verbreitung, offenbar außer Verhältnis zu 
der Bedeutimg der Sache stehen. 

(2) Ausscheidbare Teile der Schrift, die nichts 
Strafbares enthalten, sind von der Beschlag- 
nahme auszuschließen. Die Beschlagnahme kann 
in der Anordnung weiter beschränkt werden. 

(3) In der Anordnung der Beschlagnahme sind 
die Stellen der Schrift, die zm Beschlagnahme 
Anlaß geben, zu bezeichnen. 

(4) Die Beschlagnahme kann dadurch abge- 
wendet werden, daß der Betroffene den Teil der 
Schrift, der zur Beschlagnahme Anlaß gibt, von 
der Vervielfältigxmg oder der Verbreitung aus- 
schließt. 
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§ llli 

(1) Die Beschlagnahme eines periodischen 
Druckwerks oder einer zu seiner Herstellung ge- 
brauchten oder bestimmten Vorrichtung im Sinne 
des § 73e Abs. 1 Satz 2 des Strafgesetzbuches 
darf nur durch den Richter angeordnet werden. 
Die Beschlagnahme eines anderen Druckwerks 
oder eines sonstigen Gegenstandes im Sirme des 
§ 73e Abs. 1 Satz 2 des Strafgesetzbuches kann 
bei Gefahr im Verzug auch durch die Staats- 
anwaltschaft angeordnet werden; diese Anord- 
mmg tritt außer Kraft, wenn sie nicht binnen drei 
Tagen von dem Richter bestätigt wird. 

(2) Die Beschlagnahme ist aufzuheben, wenn 
nicht binnen zwei Monaten die öffentliche Klage 
erhoben oder die selbständige Einziehimg bean- 
tragt ist. Reicht die in Satz 1 bezeichnete Frist 
wegen des besonderen Umfanges der Ermittlun- 
gen nicht aus, so kann das Gericht auf Antrag 
der Staatsanwaltschaft die Frist mn weitere zwei 
Monate verlängern. Der Antrag kann einmal 
wiederholt werden. 

§ 111k 

(1) Der Verletzte kann wegen eines Anspruchs 
auf Rückerstattung, der aus einer Straftat er- 
wachsen ist, welche Anlaß der Beschlagnahme 
nach § 111b Abs. 1 in Verbindung mit § 73 des 
Strafgesetzbuches oder statt dessen der Anord- 
nung eines Arrests nach § 111 c Abs. 1 in Verbin- 
dimg mit § 73 c oder § 43 a des Strafgesetzbuches 
war, die ZwangsvoUstreckimg oder die VoUzie- 
himg eines Arrests in die danach beschlagnahm- 
ten oder gepfändeten Gegenstände betreiben. 
Soweit der Anspruch auf einen Dritten über- 
gegangen ist, stehen die in Satz 1 bezeichneten 
Befugnisse diesem zu. § 94 Abs. 4 gilt entspre- 
chend. 

(2) Die Zwangsvollstreckimg oder ArrestvoD- 
ziehimg bedarf der Zulassimg durch den für die 
Anordnung der Beschlagnahme (§ 111b) oder 
des Arrests (§ 1 1 1 c) zuständigen Richter. Die Ent- 
scheidung ergeht durch Beschluß, der von der 
Staatsanwaltschaft, dem Beschuldigten und dem 
Verletzten mit sofortiger Beschwerde angefoch- 
ten werden kann. Die Zulassung ist zu versagen, 
wenn der Verletzte nicht glaubhaft macht, daß 
der Anspruch aus der Straftat erwachsen ist. 
§ 294 der Zivilprozeßordnimg ist anzuwenden. 

(3) Das Verfügimgsverbot nach § 111b Abs, 6 
gilt vom Zeitpunkt der Beschlagnahme an auch 
zugxmsten von Verletzten, die während der Dau- 
er der Beschlagnahme in den beschlagnahmten 
Gegenstand die Zwangsvollstreckung betreiben 
oder den Arrest vollziehen. Die Eintragung des 
Verfügungsverbotes in ein öffenüichen Glauben 
genießendes Register gilt auch als Eintragung 
zugimsten solcher Verletzter, die während der 
Dauer der Beschlagnahme als Begünstigte aus 
dem Verfügimgsverbot in das Register eingetra- 
gen werden. Der Nachweis, daß der Anspruch 


aus der Straftat erwachsen ist, kann gegenüber 
der Registerbehörde durch Vorlage des Zulas- 
simgsbeschlusses geführt werden. Die Wirksam- 
keit des Verfügungsverbotes zugxmsten des Ver- 
letzten wird durch die Aufhebung der Beschlag- 
nahme nicht berührt. 

(4) Kommt eine Einziehung des beschlagnahm- 
ten Gegenstandes nach § 73 des Strafgesetz- 
buches oder eine Verwertung der gepfändeten 
Sache auf Gnmd einer Anordnimg nach § 73 c des 
Strafgesetzbuches nicht in Betracht oder ist die 
Zulassung zu Unrecht erfolgt, so ist der durch sie 
Begünstigte Dritten zum Ersatz des Schadens 
verpflichtet, der diesen dmch die Zulassimg ent- 
standen ist oder noch entsteht. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, 
wenn die Einziehimg eines Gegenstandes nach 
§ 73 des Strafgesetzbuches oder statt dessen die 
Einziehung von Wertersatz nach § 73 c des Straf- 
gesetzbuches angeordnet, die Anordnung aber 
noch nicht rechtskräftig ist. 

§1111 

(1) Betreibt der Verletzte wegen eines aus der 
Straftat erwachsenen Anspruchs die Zwangsvoll- 
streckung oder vollzieht er einen Arrest in ein 
Gnmdstück, in welches ein Arrest nach § 111c 
vollzogen ist, so kann er verlangen, daß die durch 
den Vollzug dieses Arrests begründete Siche- 
nmgshypothek hinter seinem Recht im Rang zu- 
rücktritt. Der dem vortretenden Recht einge- 
räumte Rang geht nicht dadurch verloren, daß 
der Arrest aufgehoben wird. Die Zustimmung 
des Eigentümers zur Rangändenmg ist nicht er- 
forderlich. Im übrigen ist § 880 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sinngemäß anzuwenden. 

(2) Die Rangändenmg bedarf der Zulassung 
durch den Richter, der für den Arrest (§ 1 1 1 c) zu- 
ständig ist. § 111k Abs. 2 Satz 2 bis 4 imd Abs. 3 
Satz 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Ist die Zulassung zu Unrecht erfolgt, so 
ist der durch sie Begünstigte Dritten zum Ersatz 
des Schadens verpflichtet, der diesen durch die 
Rangändenmg entstanden ist oder noch ent- 
steht." 

3. In § 232 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Verfall," ge- 
strichen. 

4. In § 233 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Verfall," ge- 
strichen. 

5. In § 304 Abs. 4 Satz 2 Nr. 5 werden die Wörter 
„den Verfall, " gestrichen. 

6. Dem § 405 wird folgender Satz angefügt: 

„Soweit der Verletzte die Entscheidimg für eine 
Geltendmachimg seiner Ansprüche nach den 
§§ 111k, 459k benötigt, ist der Antrag stets ge- 
eignet. " 

7. In § 407 Abs. 2 Nr. 1 wird das Wort „Verfall," ge- 
strichen. 
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8. § 431 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird die Angabe „(§ 74 e 
Abs. 2 Satz 2 und 3 des Strafgesetzbuches)“ 
durch die Angabe „(§ 74 Abs. 3 Satz 2 und 
Abs. 4 Satz 2 des Strafgesetzbuches)" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird die Angabe „(§ 75 in Verbin- 
dung mit § 74c des Strafgesetzbuches)" durch 
die Angabe „(§ 75 in Verbindung mit § 73 c 
des Strafgesetzbuches)" ersetzt. 

9. In § 436 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „(§ 74 f 
Abs. 3 des Strafgesetzbuches)" dxirch die An- 
gabe „(§ 74a Abs. 3 des Strafgesetzbuches)" er- 
setzt. 

10. § 442 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Verfall," gestri- 
chen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „der Verfall 
nach § 73 Abs. 3 oder § 73 a des Strafge- 
setzbuches" durch die Wörter „die Einzie- 
hung nach § 73 Abs. 3 oder § 73 c des 
Strafgesetzbuches" ersetzt, 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „des Verfalls" 
durch die Wörter „der Einziehung" er- 
setzt. 

11. In § 459g Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „der 
Verfall," und „Verfalls- oder" gestrichen. 

12. In § 459i Abs. 2 wird die Angabe „der §§ lllo, 
111p" durch die Angabe „des § 111c" ersetzt, 

13. Nach § 459i wird folgender § 459k eingefügt: 

„§459k 

(1) Ist gemäß § 73 des Strafgesetzbuches die 
Einziehung eines Gegenstandes oder statt des- 
sen gemäß § 73 c des Strafgesetzbuches die Ein- 
ziehung von Wertersatz rechtskräftig angeordnet 
worden, so kann wegen der in § 111 k Abs. 1 be- 
zeichneten Ansprüche Befriedigung verlangt 
werden, soweit die Anordnung vollstreckt wer- 
den konnte. Die Befriedigung setzt einen Voll- 
streckungstitel gegen denjenigen, gegen den 
sich die in Satz 1 genannte Entscheidung richtet, 
sowie die Feststellung voraus, daß der An- 
spruchsinhaber oder sein Rechtsvorgänger durch 
die Straftat verletzt ist, die Anlaß für die Anord- 
nung nach Satz 1 war. § 94 Abs. 4 bleibt un- 
berührt. Die Feststellung trifft das Gericht des 
ersten Rechtszuges. § 1 1 1 k Abs. 2 Satz 2 bis 4 gilt 
entsprechendj ist die Zulassung zu Unrecht er- 
folgt, so ist der durch sie Begünstigte Dritten zum 
Ersatz des Schadens verpflichtet, der diesen 
durch die Zulassung entstanden ist oder noch 
entsteht. 

(2) Hat der von der Eüiziehimg Betroffene ei- 
nen in Absatz 1 genannten Anspruch aus Vermö- 
gen befriedigt, das nicht der Einziehxmg xmter- 
worfen war, so kann er aus dem eingezogenen 
Vermögen Ausgleich verlangen, wenn feststeht, 
daß alle derartigen Ansprüche erfüllt sind oder 
wenn ein Jahr seit Rechtskraft der Einziehungs- 


anordnung verstrichen ist und alle angemeldeten 
Ansprüche erledigt sind. Der Ausgleich wird 
nicht gewährt, soweit die Einziehungsanordnung 
nicht vollstreckt werden konnte. " 

14. In § 462 Abs. 1 Satz 2 werden die Angabe „(§ 74 b 
Abs. 2 Satz 3 des Strafgesetzbuches)" durch die 
Angabe „(§ 73 d Abs. 2 Satz 3 des Strafgesetz- 
buches)" und die Wörter „von Verfall oder Ein- 
ziehung des Wertersatzes (§76 des Strafgesetz- 
buches)" durch die Wörter „der Einziehung des 
Wertersatzes (§ 76 des Strafgesetzbuches)" er- 
setzt. 

15. In § 472b Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „der 
Verfall," gestrichen. 

Artikel 3 

Änderungen anderer Gesetze 

1. Das Ausführungsgesetz zum Chemiewaffenüber- 
einkommen vom 2. August 1994 (BGBl. I S. 1954), 
das zuletzt dxirch ... (BGBl. IS....) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

a) § 19 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 74 a" er- 
setzt durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

bb) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 73 d" er- 
setzt durch die Angabe „§ 73a". 

b) In § 20 Abs. 4 wird die Angabe „§ 1111 Abs. 2 
Satz 2" ersetzt durch die Angabe „§ 111g 
Abs. 2 Satz 2". 

2. § 24 des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegs- 
waffen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. November 1990 (BGBl. I S. 2506), das zuletzt 
durch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird im zweiten Halbsatz die An- 
gabe „§ 74 a" ersetzt durch die Angabe 
„§ 73b Abs. 4". 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 74 Abs. 2" 
ersetzt durch die Angabe „ § 73 b Abs, 1 " . 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 74 f" ersetzt 
dxirch die Angabe „ § 74 a" . 

c) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 73 d" ersetzt 
durch die Angabe „ § 73 a" . 

3. Das Betäubxmgsmittelgesetz in der Fassxmg der 
Bekanntmachxmg vom 1. März 1994 (BGBl. I 
S. 358), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), 
wird wie folgt geändert: 

a) In der Inhaltsübersicht wird die Angabe „§ 33 
Erweiterter Verfall xmd Einziehung" ersetzt 
durch die Angabe „ § 33 Einziehung" . 

b) § 33 wird wie folgt geändert: 

aa) In der Überschrift werden die Wörter „Er- 
weiterter Verfall xmd" gestrichen. 

bb) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 73 d" er- 
setzt dxirch die Angabe „ § 73 a" . 
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cc) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„§ 74a" ersetzt durch die Angabe „§ 73b 
Abs. 4". 

4 . Das Grundstoffüberwachungsgesetz vom 7 . Okto- 
ber 1994 (BGBl. I S. 2835), das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

a) In § 27 Abs. 4 wird die Angabe „111 1 Abs. 2 
Satz 2" ersetzt durch die Angabe „§ 111g 
Abs. 2 Satz 2", 

b) In § 31 Satz 2 wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt 
durch die Angabe „§ 73b Abs. 4". 

5. In § 98 Satz 2 des Arzneimittelgesetzes in der 
Fassimg der Bekanntmachung vom 19. Oktober 
1994 (BGBl. I S. 3018), das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird die An- 
gabe „§ 74a" ersetzt durch die Angabe „§ 73b 
Abs. 4". 

6. In § 70 Abs. 2 des Gesetzes zur vorläufigen Auf- 
rechterhaltung weinrechtiicher Vorschriften be- 
treffend Branntwein aus Wein in der Fassimg der 
Bekanntmachung vom 15. Juli 1994 (BGBl. I 
S. 1581), das zuletzt durch ... (BGBl. IS....) geän- 
dert worden ist, wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt 
durch die Angabe „§ 73b Abs. 4". 

7. In § 52 Satz 2 des Weingesetzes vom 8. Juh 1994 
(BGBl. I S. 1467), das zuletzt durch ... (BGBl. I 
S. ...) geändert worden ist, wird die Angabe 
„ § 74 a" ersetzt durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

8. In § 55 Satz 2 imd § 61 Satz 2 des Lebensmittel- 
imd Bedarfsgegenständegesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachrmg vom 8. Juli 1993 (BGBl. I 
S. 1169), das zuletzt durch ... (BGBl. IS....) geän- 
dert worden ist, wird jeweils die Angabe „ § 74 a" 
ersetzt durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

9. In § 9 Satz 2 des Lebensmittelspezialitätengeset- 
zes vom 29. Oktober 1993 (BGBl. I S. 1814), das 
zuletzt durch ... (BGBl. IS. ,..) geändert worden 
ist, wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt durch die 
Angabe „§ 73b Abs. 4". 

10. In § 15 Satz 2 des Strahlenschutzvorsorgegeset- 
zes vom 19. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2610), das 
zuletzt durch ... (BGBl. I S. .,.) geändert worden 
ist, wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt durch die 
Angabe „§ 73b Abs. 4". 

11. In § 38 Satz 2 des Umweltschutzprotokoll- Aus- 
fühnmgsgesetzes vom 22. September 1994 
(BGBl. I S. 2593), das zuletzt durch ... (BGBl. I 
S. ...) geändert worden ist, wird die Angabe 
„ § 74 a" ersetzt durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

12. In § 30 Satz 2 des Versammlungsgesetzes in der 
Fassimg der Bekanntmachimg vom 15. November 
1978 (BGBl. I S. 1789), das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird die An- 
gabe „§ 74 a" ersetzt durch die Angabe „§ 73 b 
Abs. 4". 

13. In § 16 Abs. 3 Satz 3 des Gesetzes zum Schutz 
deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung 
vom 6. August 1955 (BGBl. I S. 501), das zuletzt 


durch ... (BGBl. IS....) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§ 74 a" ersetzt durch die Angabe 
„§73bAbs.4". 

14. ln § 92 a Abs. 5 imd § 92b Abs. 3 des Ausländer- 
gesetzes vom 9. Juli 1990 (BGBl. I S. 1354), das 
zuletzt durch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden 
ist, wird die Angabe „§ 73 d" jeweüs ersetzt 
durch die Angabe „ § 73 a" . 

15. In § 84 Abs. 5 imd § 84 a Abs, 3 des Asylverfah- 
rensgesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 27, Juh 1993 (BGBl. I S. 1361), das zu- 
letzt durch ... (BGBl. IS....) geändert worden ist, 
wird die Angabe „§ 73 d" jeweüs ersetzt durch 
die Angabe „§ 73a". 

16. In Anlage 1 zum Gerichtskostengesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Dezember 
1975 (BGBl. I S, 3047), das zuletzt durch ... 
(BGBl. I S. ...) geändert worden ist, werden im 
ersten Anstrich in Teü 6 unter III.2 und im ersten 
Anstrich in Teü 7 unter IV die Wörter „den Ver- 
faU, " jeweüs gestrichen. 

17. In Artikel 5 Satz 1 des Gesetzes zur Änderung 

des Strafgesetzbuches, der Strafprozeßordnung 
und des Versammlungsgesetzes und zur Einfüh- 
rung einer Kronzeugenregelung bei terroristi- 
schen Straftaten vom 9, Juni 1989 (BGBl. I 
S. 1059), das zuletzt durch ... (BGBl. IS ) geän- 

dert worden ist, werden die Wörter „der Erwei- 
terte VerfaU (§ 73 d des Strafgesetzbuches)" er- 
setzt durch die Wörter „die Erweiterte Einzie- 
hung (§ 73a des Strafgesetzbuches)". 

18. Das Gesetz über die Entschädigung für Strafver- 
folgungsmaßnahmen vom 8. März 1971 (BGBl. I 
S. 157), das zuletzt durch ... (BGBl. IS. ...) geän- 
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

a) In § 2 Abs. 2 Nr. 4 wird die Angabe „nach den 
§§ 111 d imd 111 o" ersetzt durch die Angabe 
„nach § 111c", die Wörter „sowie die Ver- 
mögensbeschlagnahme nach § 111p der Straf- 
prozeßordnung" werden gestrichen. 

b) § 5 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. für die Beschlagnahme imd den Arrest 
(§§ 111b und 111c der Strafprozeßord- 
nung), wenn die Einziehung angeordnet 
oder davon nur deshalb abgesehen wor- 
den ist, weü das Einzuziehende zur Er- 
füUung der aus der Tat erwachsenen An- 
sprüche des Verletzten ausgeschüttet wor- 
den ist." 

19. Das Gesetz über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. Juni 1994 (BGBl. I S. 1537), zuletzt ge- 
ändert durch ... (BGBl. I S. ...), wird wie folgt 
geändert: 

a) In § 48 Satz 2 werden die Wörter „des Verfalls 
oder" gestrichen. 

b) § 49 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. auch nach dem im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes geltenden Recht, un- 
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geachtet etwaiger Verfahrenshinder- 
nisse und gegebenenfalls nach sinnge- 
mäßer Umstellimg des Sachverhalts, 
wegen der Tat, wie sie dem ausländi- 
schen Erkenntnis zugrunde liegt, eine 
Strafe, Maßregel der Besserung und 
Sicherung oder Geldbuße hätte ver- 
hängt oder, wenn um VoUstreckimg 
einer Anordnung der Einziehung er- 
sucht wird, eine derartige Anordmmg 
hätte getroffen werden können, " . 

bb) In Absatz 4 werden die Wörter „des Ver- 
falls oder" gestrichen. 

c) In § 51 Abs. 2 Satz 2, § 52 Abs. 3, § 53 Abs. 1, 
§ 54 Abs. 2 a Satz 1 und § 55 Abs. 2 Satz 1, 
Abs. 3 Satz 1 werden jeweils die Wörter „des 
Verfalls oder" gestrichen. 

d) In § 55 Abs. 3 Satz 3 werden die Wörter „des 
Verfalls" ersetzt durch die Wörter „der Einzie- 
himg des Erlangten". 

e) § 56 Abs, 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Bewilügung eines Rechtshilfeersu- 
chens, das auf Vollstreckung einer Anordmmg 
der Einziehung gerichtet ist, steht der rechts- 
kräftigen Anordnung im Sinne des § 74 des 
Strafgesetzbuches gleich." 

f ) § 56 a wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „des Verfalls" 
ersetzt durch die Wörter „der Einziehimg 
des Erlangten". 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „des für ver- 
fallen Erklärten" ersetzt durch die Wörter 
„des Eingezogenen". 

cc) In Satz 4 werden die Wörter „des Verfalls" 
ersetzt durch die Wörter „der Einzie- 
himg". 

g) In § 58 Abs. 3 werden die Wörter „des Verfalls 
oder" gestrichen. 

20. In § 40 Abs. 5 Satz 1 des Gerichtskostengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachimg vom 
15. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3047), das zuletzt 
durch ... (BGBl. IS....) geändert worden ist, wer- 
den die Wörter „der Verfall," gestrichen. 

21. In § 1 Abs. 1 Nr. 2 a der Justizbeitreibimgsord- 
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil IE, Gliede- 
rungsnummer 365-1, veröffentiichten bereinigten 
Fassung, die zuletzt durch ... (BGBl. IS — ) geän- 
dert worden ist, werden die Wörter „den Verfall, " 
gestrichen. 

22. In § 88 Satz 1 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte in der im Bundesgesetzblatt 
Teil in, Ghedenmgsnummer 368-1, veröffenthch- 
ten bereinigten Fassung, die zuletzt durch ... 
(BGBl. IS. ...) geändert worden ist, werden die 
Wörter „oder den Verfall" gestrichen. 

23. In § 142 Abs. 5 Satz 1 des Patentgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezember 
1980 (BGBl. 1981 IS. 1), das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird die An- 


gabe „§ 74 a" ersetzt durch die Angabe „§ 73 b 
Abs. 4". 

24. In § 25 Abs. 5 Satz 1 des Gebrauchsmustergeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. August 1986 (BGBl. I S. 1455), das zuletzt 
durch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§ 74 a" ersetzt durch die Angabe 
„§ 73b Abs. 4". 

25. In § 143 Abs. 5 Satz 1 des Markengesetzes vom 
25. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3082? 1995 I S. 156), 
das zuletzt durch ... (BGBl. IS. ...) geändert wor- 
den ist, wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt durch 
die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

26. In § 110 Satz 1 des Urheberrechtsgesetzes vom 
9. September 1965 (BGBl. I S. 1273), das zuletzt 
durch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§ 74 a" ersetzt durch die Angabe 
„§ 73b Abs. 4". 

27. Das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch 
vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469; 1975 I S. 1916; 
1976 I S. 507), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I 
S. ...), wird wie folgt geändert: 

a) Artikel 307 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für die Anordnung der Einziehung we- 
gen einer Tat, die vor dem 1. Januar 1975 be- 
gangen worden ist und über die nach dem . . . 
[Einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes] entschieden wird, gelten die Vorschrif- 
ten des neuen Rechts 

1. über die Voraussetzungen der Einziehung 
nach den §§ 73, 73 c des Strafgesetzbuches, 
soweit das bis zum 31. Dezember 1974 
geltende Recht den Verfall oder die Einzie- 
himg des Entgelts vorschreibt, 

2. über die Schätzung, die Entscheidung in 
Härtefällen, die Wirkung der Einziehung 
und ihre nachträghche Anordnung (§ 73 
Abs. 5, §§ 73 d, 74, 76 des Strafgesetzbu- 
ches). 

(2) Die Anordnung der Einziehung ist auch 
insoweit zulässig, als nach § 27 b des Strafge- 
setzbuches in der bis zum 31. Dezember 1974 
geltenden Fassung eine höhere Geldstrafe 
hätte verhängt werden können cds nach dem 
ab dem 1. Januar 1975 geltenden Recht. An 
die Stelle der Anordnung der Einziehung 
eines Gegenstandes tritt die Einziehung des 
Wertersatzes. 

(3) Absatz 1 Nr. 1 gilt nicht, soweit das bis 
zum 31. Dezember 1974 geltende Recht für 
den Betroffenen günstiger ist. " 

b) In Artikel 320 Abs. 2 wird die Angabe „ § 74 a" 
ersetzt durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

28. § 8 Abs. 4 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 in 
der Fassung der Bekaimtmachung vom 3. Juni 
1975 (BGBl. I S. 1313), das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS....) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefaßt: 

„ (4) Die Abführung des Mehrerlöses tritt an die 
Stelle der Einziehung nach den §§ 73, 73 c des 
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Strafgesetzbuches und der Einziehung des Er- 
langten nach § 29 a des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten. Bei Zuwiderhandlungen im Sinne 
des § 1 gelten die Vorschriften des Strafgesetz- 
buches über die Verjährung der Einziehimg ent- 
sprechend. " 

29. Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der 
Fassimg der Bekanntmachung vom 19. Februar 
1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch ... 
(BGBl. IS....), wird wie folgt geändert: 

a) ln der Inhaltsübersicht werden die Angabe 
„Verfall; Geldbuße gegen juristische Personen 
imd Personenvereinigimgen" ersetzt diuch 
die Angabe „Einziehimg des Erlangten; Geld- 
buße gegen juristische Personen und Per- 
sonenvereiiügungen", die Angabe „Verfall 
§ 29a" durch die Angabe „Einziehung des 
Erlangten § 29 a" und die Angabe „Anord- 
nung von Einziehung und Verfall § 87" dmch 
die Angabe „Anordnung von Einziehung 
§87". 

b) § 29 a wird wie folgt geändert: 

aa) In der Überschrift wird das Wort „Verfall" 
ersetzt durch die Wörter „Einziehung des 
Erlangten". 

bb) In den Absätzen 1, 2 und 4 werden jeweils 
die Wörter „der Verfall" ersetzt durch die 
Wörter „die Einziehung des Erlangten" . 

c) ln § 30 Abs. 5 werden die Wörter „den Verfall 
na^ den §§ 73 oder 73a des Strafgesetz- 
buches oder nach § 29 a" ersetzt durch die 
Wörter „die Einziehung nach den §§ 73 oder 
73 c des Strafgesetzbuches oder die Einzie- 
himg des Erlangten nach § 29a". 

d) § 87 wird wie folgt geändert: 

aa) In der Überschrift wird das Wort „Verfall" 
ersetzt durch das Wort „Einziehung". 

bb) In Absatz 6 werden die Wörter „des Ver- 
falls " ersetzt durch die Wörter „der Einzie- 
hung des Erlangten". 

e) § 99 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Ist die Einziehung des Erlangten hin- 
sichtlich eines Geldbetrages (§ 29 a) rechts- 
kräftig angeordnet worden und legt der Be- 
troffene oder der Einziehungsbeteiligte eine 
rechtskräftige Entscheidung vor, in der gegen 
ihn wegen der mit Geldbuße bedrohten Hand- 
lung ein dem Verletzten erwachsener An- 
spruch festgestellt ist, so ordnet die Verwal- 
tungsbehörde an, daß die Anordnung der Ein- 
ziehung des Erlangten insoweit nicht mehr 
vollstreckt wird. Ist der für eingezogen er- 
klärte Geldbetrag bereits gezahlt oder beige- 
trieben worden und wird die Zahlung auf 
Grund der rechtskräftigen Entscheidung an 
den Verletzten nachgewiesen, so ordnet die 
Vollstreckungsbehörde insoweit die Rück- 
erstattung an den Betroffenen oder Einzie- 
hungsbeteiligten an. " 


30. Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 613; 1977 I S. 269), zuletzt geändert durch ... 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

a) In § 375 Abs. 2 wird die Angabe „§ 74 a“ er- 
setzt durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

b) In § 401 und § 406 Abs. 2 werden jeweils die 
Wörter „oder den Verfall" gestrichen. 

31. In § 46 Satz 2 des Medizinproduktegesetzes vom 
2. August 1994 (BGBl. I S. 1963), das zuletzt 
durch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§ 74 a" ersetzt durch die Angabe 
„§ 73b Abs. 4". 

32. § 56 des Waffengesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 8. März 1976 (BGBl. I S. 432), 
das zuletzt durch ... (BGBl. IS. ...) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „und Er- 
weiterter Verfall" gestrichen. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt 
durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 73d" ersetzt 
durch die Angabe „ § 73 a" . 

c) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 74 b Abs. 2 
Satz 2" ersetzt durch die Angabe „§ 73 d 
Abs. 2 Satz 2". 

33. ln § 43 Satz 2 des Sprengstoffgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 17. April 1986 
(BGBl. I S. 577), das zuletzt durch ... (BGBl. I 
S. ...) geändert worden ist, wird die Angabe 
„§ 74a" ersetzt durch die Angabe „§ 73b Abs. 4". 

34. Das Außenwirtschaftsgesetz vom 28. April 1961 
(BGBl. I S. 481, 495, 1555), das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

a) § 36 wird wie folgt geändert: 

aa) In der Überschrift werden die Wörter 
„und erweiterter Verfall" gestrichen. 

bb) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 74 a" er- 
setzt durch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

cc) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 73 d" er- 
setzt durch die Angabe „ § 73 a" . 

b) In § 37 Abs. 4 wird die Angabe „§ 1111 Abs. 2 
Satz 2" ersetzt durch die Angabe „§ 111g 
Abs. 2 Satz 2". 

35. In § 39 Abs. 5 Satz 1 des Sortenschutzgesetzes 
vom 11. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2170), das zu- 
letzt durch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, 
wird die Angabe „§ 74 a" ersetzt durch die An- 
gabe „§ 73b Abs. 4". 

36. In § 22 Satz 2 des Futtermittelgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 2. August 1995 
(BGBl. I S. 990), das zuletzt durch ... (BGBl. I 
S. ...) geändert worden ist, wird die Angabe 
„§ 74a" ersetzt durch die Angabe „§ 73b Abs. 4". 

37. In § 31 Satz 2 des Geflügelfleischhygienegeset- 
zes vom 17. Juli 1996 (BGBl. I S. 991), das zuletzt 
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durch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§ 74 a" ersetzt durch die Angabe 
„§ 73b Abs. 4". 

38. In § 15 Satz 2 des Milch- imd Margarinegesetzes 
vom 25. Juh 1990 (BGBl. I S. 1471), das zuletzt 
diuch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§ 74 a" ersetzt diuch die Angabe 
„§ 73b Abs. 4". 

39. In § 30b Satz 2 des Bimdesnaturschutzgesetzes 
in der Fassimg der Bekanntmachung vom 
12. März 1987 (BGBl. I S. 889), das zuletzt durch 
... (BGBl. I S. ...) geändert worden ist, wird die 
Angabe „§ 74a" ersetzt diuch die Angabe „§ 73b 
Abs. 4". 

40. In § 40 Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. Septem- 
ber 1976 (BGBl. I S. 2849), das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird die An- 
gabe „§ 74a" ersetzt durch die Angabe „§ 73b 
Abs. 4". 

41. In § 27b Satz 2 des Chemikaliengesetzes in der 
Fassung der Bekaimtmachung vom 25. Jiüi 1994 
(BGBl. I S. 1703), das zuletzt durch ... (BGBl. I 
S. ...) geändert worden ist, wird die Angabe 
„ § 74 a" ersetzt diuch die Angabe „ § 73 b Abs. 4 " . 

42. In § 22 a Abs. 2 Satz 2 des Straßenverkehrsgeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Dezember 1952 (BGBl. I S. 837), das zuletzt 
durch ... (BGBl. IS....) geändert worden ist, wird 


die Angabe „§ 74 a" ersetzt durch die Angabe 
„§ 73b Abs. 4". 

43. Das Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969 
(BGBl. I S. 2065), zuletzt geändert durch ... 
(BGBl. IS....), wird wie folgt geändert: 

a) § 22 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 1 wird die Angabe „§ Ulf Abs. 2" 
ersetzt durch die Angabe „§ 111 d Abs. 4". 

bb) In Nr. 2 wird die Angabe „§ Ulf Abs. 3 
Satz 3, § 1111" ersetzt durch die Angabe 
„§llldAbs.4, §lllg". 

b) § 31 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 1 wird die Angabe „§ Ulf Abs. 2" 
ersetzt durch die Angabe „ § 1 1 1 d Abs. 4 " . 

bb) In Nr. 2 wird die Angabe „ § 1 1 1 f Abs. 1, 3, 
§ 1111" ersetzt durch die Angabe „§ 111 d 
Abs. 4, § 111g". 

44. In § 37 Abs. 4 des Gesetzes ziu Durchführung 
der gemeinsamen Marktorganisationen in der 
Fassimg der Bekanntmachimg vom 20. Septem- 
ber 1995 (BGBl. I S. 1146), das zuletzt durch ... 
(BGBl, I S. ...) geändert worden ist, wird die An- 
gabe „§1111 Abs. 2 Satz 2 " ersetzt diuch die An- 
gabe „§ 111g Abs. 2 Satz 2". 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 


Bonn, den 3. Februar 1998 


Dr. Wolf gang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Rudolf Scharping und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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Begründung 


A* Allgemeines 
I. 

Die Kriminahtät hat in all ihren Erscheinungsformen 
besorgniserregende Ausmaße angenommen. Hierbei 
stehen profitorientierte Streiftaten im Vordergnmd, 
die zimehmend auch durch verschiedene Formen 
des organisierten Zusammenwirkens von mehreren 
Straftätern begangen werden. Dem entspricht es, 
daß kriminalpolitisch der Abschöpfung von Gewin- 
nen aus Streiftaten national und international ver- 
mehrte Bedeutung beigemessen wird. 

Dieser Tendenz liegt zunächst die generalpräventive 
Erwägung zugnmde, daß sich - auch rein wirtschaft- 
lich betrachtet - „Streiftaten nicht lohnen dürfen". 

Daneben deirf mit Bück auf die Rechtsgemeinschaft 
nicht vernachlässigt werden, wie wichtig es für die 
Bewahrung des Rechtsfriedens ist, daß imter Verstoß 
gegen die Rechtsordnung zustande gekommene Ver- 
mögensverschiebungen durch den strafrechtiichen 
Zugriff korrigiert werden. 

Zudem dient es der Gefahrenabwehr, wenn der Staat 
Gegenstände an sich zieht, die generell oder indivi- 
duell gefährüch sind. Kriminelle Gewinne dienen bei 
organisierten Straftätern in der Regel nicht allein 
dem persönüchen Konsiun, sondern auch der Ver- 
festigung der Organisation, indem sie in die krimi- 
nelle Struktur „reinvestiert" werden (vgl. Sielciff, 
Strategische imd taktische polizeiüche Maßnahmen 
bei der Ermittlung und Beschlagnahme kr imin eller 
Profite, in: BKA-Vortragsreihe Band 32, Macht sich 
Kriminahtät bezahlt?, Wiesbaden 1987, S. 75 ff.). 

Das Strafgesetzbuch stellt seit dem 1. Januar 1975 
für die strafrechtliche Gewinnabschöpfung in den 
§§ 73 ff. das Institut „Verfall" zur Verfügung. Dieses 
hat sich in der jetzigen Ausgestaltung in der Praxis 
erkennbcir nicht bewährt. 

Obwohl § 73 Abs. 1 StGB den Verfall von Vermö- 
gensvorteilen aus der Tat zwingend vorsieht und 
obwohl in der Vergangenheit die Mögüchkeiten ver- 
fallsrech tücher Gewinnabschöpfung durch die Ein- 
fühlung von Bruttoprinzip imd Erweitertem Verfall 
verbessert wurden, unterbleibt in der Praxis die 
Anordnung des Verfalls weitgehend. So weist die 
Strafverfolgungsstatistik für das Jahr 1995 bei 
683 258 Vemrteüimgen nach allgemeinem Strafrecht 
ledigüch 682 Verfallsanordnungen auf. 

Selbst wenn man unterstellt, daß in einem erheb- 
üchen Teil der zu einer Verurteilung führenden Fälle 
der Täter aus der Tat keinen Gewinn gezogen hat, er- 
scheint die Anordnimgshäufigkeit des Verfalls ange- 
sichts der zwingenden Regelimg des Verfalls und im 
Hinbück darauf, daß ein wesentlicher Anteü der Ge- 
samtkriminaütät profitorientiert ist, als viel zu gering. 


Als Hauptursache für die geringe Praxisbedeutimg 
der strafrechtiichen Gewinnabschöpfung wird die 
Regelung des § 73 Abs. 1 Satz 2 angesehen. Dazu 
kommen immer wieder Aufhebimgen von Strafkam- 
meiurteüen diurch die Revisionsinstanz, weil die 
Strafkammer VerfaU und Einziehung verwechselt 
hat. Es hegt auf der Hand, daß diese Umstände die 
Neigung der Gerichte verstärken, ihre Hauptver- 
handlungen imd Urteile nicht mit den Problemen des 
Verfalls zu belasten. Diese Neigung führt wiederum 
bei den Ermittlungsorganen dazu, sich mit der Suche 
nach Gewinnen aus Straftaten nicht zu belasten, was 
wiederum den Gerichten vielfach von vornherein die 
Mögüchkeit nimmt, den Verfaü anzuordnen. 

Das Problem des geltenden § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB 
besteht darin, daß nach dieser Vorschrift die Anord- 
nung des Verfalls ausgeschlossen ist, soweit ein Ver- 
letzter aus der Tat einen zivilrechtüchen Anspruch 
gegen den Täter auf Rückerstattung des Erlangten 
hat. Dabei spielt es keine RoUe, ob der Geschädigte 
bekannt ist oder er seinen Anspruch geltend macht. 
Es genügt vielmehr, daß die Forderung abstrakt be- 
steht. 

Diese Regelung führt in der Praxis in FäUen, in denen 
Tatverletzte nicht ermittelt werden können, oft zu 
dem unbiUigen Ergebnis, daß ein Straftäter aufgrund 
dieses VerfaUsausschlusses Vermögensgegenstände, 
die er eindeutig aus strafbaren Handlungen erwor- 
ben hat, für sich behalten kann. Dieses Ergebnis ist 
immer wieder beanstandet worden. So hat bereits am 
8. November 1985 der Bundesrat in Nummer 5 seiner 
Entschließung zur Weinbaupoütik und über die Än- 
derung weinbaurechtücher Vorschriften (BR-Druck- 
sache 395/85 - Beschluß) eine Ändenmg verlangt. 

§ 73 Abs. 1 Satz 2 StGB soU daher gestrichen werden 
mit der Konsequenz, daß der VerfaU (künftig die 
„Einziehung des Erlangten") auch in diesen FäUen 
angeordnet werden kann. Ansprüche der Tatverletz- 
ten auf Erstattung dessen, was der Täter unmittelbar 
durch die rechtswidrige Tat erlangt hat, soUen - nach 
einer Zulassung aufgrund eines entsprechenden 
Titels - geprüft und befriedigt werden, imd zwar - 
anders als nach bisher geltendem Recht - nicht nur 
im Rahmen der Zurückgewiimimgshilfe bis zum Ab- 
schluß des Erkenntnis Verfahrens, sondern darüber 
hinaus auch im Stadium des VoUstreckungsverfah- 
rens. 

Im Ergebnis wird so die Zielsetzung „Tatprävention 
durch wirkscime Eigentums Sanktionen" durch den 
Opferschutzgedanken ergänzt. 

11 . 

Im Gegensatz zum VerfaU scheint sich das Institut 
der „Einziehung" in seiner bisherigen Ausformung 
weitgehend bewährt zu haben. Jedenfalls wird inso- 
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weit, anders als im Hinbhck auf § 73 Abs. 1 Satz 2 
StGB, die Forderung nach einer gnmdlegenden 
Reform der §§ 74 ff. StGB nicht erhoben. 

Dies mag den Grund haben, daß das Institut der 
„Einziehung" jedenfalls in den rechtspoütisch ge- 
wichtigen Fällen seine Aufgabe erfüllt, nämlich dort, 
wo das Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit an 
der Einziehung eines bestimmten (z. B. gefährlichen) 
Gegenstcmdes berührt ist. 

Gleichwohl soll auch das Institut der „Einziehung" in 
eine umfassende Gesamtreform der strafrechtlichen 
Eigentumssanktionen einbezogen und damit auch 
dieses Instrument zukünftig praktikabler und damit 
auch im Ergebnis wirksamer ausgestaltet werden. 
Dies geschieht in erster Linie durch eine Änderung 
der bestehenden Gesetzessystematik. Inhaltlich wird 
das bestehende Einziehungsrecht in denjenigen Fäl- 
len verschärft, in denen die Einziehung aus Gründen 
der Spezial- imd Generalprävention erfolgt imd da- 
her Strafcharakter oder strafähnhchen Charakter hat. 
Dies geschieht durch eine Erweitenmg des Anwen- 
dungsbereiches der Einziehung des Wertersatzes. 

Im Hinbhck darauf, daß die „Ersatzmaßnahme" Ein- 
ziehung des Wertersatzes in diesen Fällen ledighch 
(Ersatz-)Straf Charakter für die aus objektiven Grün- 
den nicht mehr möghche Originaleinziehung mit 
Strafcharakter hat, sieht der neu gefaßte § 73 c in 
konsequenter Fortsetzung dieses Strafcharakter- 
gedankens die Wertersatzeinziehung nunmehr auch 
bei der strafähnhchen Dritteinziehung gemäß § 73 b 
StGB-E vor. 

Aus denselben Gründen wird es bei der Einziehimg 
des Wertersatzes künftig nicht mehr darauf ankom- 
men, daß der Täter weiß oder wenigstens mit beding- 
tem Vorsatz bühgend in Kauf nimmt, daß durch sein 
Handeln die Einziehung verhindert wird {so der bis- 
her geltende § 74 c Abs. 1 StGB). 

IIL 

Der vorhegende Entwurf will im Wege einer Gesamt- 
reform des Rechts von Verfaß und Einziehung den 
Zugriff auf tatbezogene Vermögensgegenstände 
nicht nur im Hinbhck auf § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB 
erweitern, sondern insgesamt auch erleichtern. Des- 
halb wird die terminologische Unterscheidung zwi- 
schen VerfaU und Einziehimg, die auch internatio- 
nale Schwierigkeiten berührt, zugunsten einer ein- 
heithchen „Einziehung" auf gegeben. 

IV. 

Als grundlegende Neuerung soU, abweichend von 
der bisher geltenden Regelung in § 73 Abs. 1 Satz 2 
StGB, die Abschöpfung des Erlangten künftig grund- 
sätzhch auch dann möghch sein, wenn Tatverletzten 
aus der Tat ein Schadensersatzanspruch gegen den 
Täter auf Rückerstattung des durch die rechtswidrige 
Tat unmittelbar Erlangten erwachsen ist. 

Die Ausschlußregelung des § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB 
ist in der Vergangenheit, vor aUem von der Praxis, 
immer wieder kritisiert worden. In der Tat wird hier 
der Anwendungsbereich des VerfaUs in einer Weise 


beschnitten, daß die Gefahr unbiihger und von der 
Rechtsgemeinschaft nicht nachvoUziehbarer Ergeb- 
nisse besteht. In aUen Fähen nämhch, in denen sich 
die rechtswidrige Tat (auch) gegen einen individuel- 
len Verletzten richtet, muß nach geltendem Recht 
von der Verfahsanordnung abgesehen werden. Da- 
bei kommt es nicht darauf an, ob der Verletzte 
bekannt ist oder seine Rechte geltend machen wird. 
Entscheidend ist aUein, daß „in abstracto" ein nüt der 
staathchen G ewinnabschöpfung konkurrierender 
Schadensersatzanspruch besteht. Dies schheßt nicht 
nur die Anwendung des VerfaUs bei aUen gegen 
fremdes Vermögen gerichteten Straftaten aus, son- 
dern führt insbesondere bei Straftaten mit anonymer 
Breitenwirkung oft zu dem unbühgen Ergebnis, daß 
dem Täter der „Gewinn" aus der Straftat erhalten 
bleibt, wenn die Tatverletzten nicht ermittelt werden 
können. Zu denken ist hier z.B. an Umweltdelikte, 
intemationcd operierende Diebes- und Hehlerban- 
den, lebensmittelrechthche Verstöße wie Weinpan- 
scherei oder betrügerischer Vertrieb von englischem 
Rindfleisch (vgl. hierzu auch Güntert, Gewinnab- 
schöpfung als strafrechthche Sanktion, Köln 1983, 
S. 69ff.; Eberbach in NStZ 1987, S. 486 ff., 491). 

Verschärft wird diese Problematik durch eine stetige 
Zunahme der Organisierten Kiirninahtät, die gerade 
im Hinbhck auf Straftaten mit anonymer Breitenwir- 
kung zu einer Veränderung der Verbrechensland- 
schaft geführt hat. Dir muß durch eine Verbesserung 
der staathchen Gewinnabschöpfungsmöghchkeiten 
begegnet werden. 

Diese „Verbesserung" kann jedoch nicht durch bloße 
Streichimg des § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB erfolgen. \üel- 
mehr muß § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB durch Regelungen 
ersetzt werden, die einer Reüie unterschiedhchster 
Interessensphären in angemessener Weise Rechnimg 
tragen müssen (vgl. hierzu auch Albin Eser, Die straf- 
rechthchen Sanktionen gegen das Eigentum, Tübin- 
gen 1969, S. 294 ff.): 

1. Die Eigentumsrechte imd rechthchen Interessen 
von durch die abgeurteüte Tat geschädigten Drit- 
ten am Einziehimgsgegenstand müssen angemes- 
sen geschützt werden. Es wäre diesen Tatopfem 
gegenüber nicht vertretbar, wenn Dinen durch die 
staathche Abschöpfung der Zugriff auf Vermö- 
genswerte, die der Straftäter auf ihre Kosten er- 
Icuigt hat, verschlossen und damit möghcherweise 
die einzige reale Ersatzchance genommen würde. 
Das würde schon dem Wiedergutmachungsgedan- 
ken widersprechen, dem nicht ziüetzt auch das 
Strafrecht zu dienen hat. Es ist daher sicherzustel- 
len, daß etwaige Ausgleichsansprüche durch die 
Gewinnabschöpfung in ihrer Reahsierbarkeit nicht 
unangemessen beeinträchtigt werden. Vielmehr 
erfordert es der strafrechthche Opferschutz, die 
Lage der durch Straftaten finanzieU geschädigten 
Opfer nach Möghchkeit zu verbessern und zu er- 
leichtern. 

2. Umgekehrt darf dem Täter gegenüber die Ge- 
winnabschöpfung nicht dazu führen, daß er im 
Endergebnis doppelt zu zahlen hat: zum einen 
durch die Herausgabe des Erlangten an den Staat, 
zum anderen durch ErfüUung etwaiger Aus- 
gleichsansprüche. Ansonsten würde die Einzie- 
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hung des Erlangten zu einer Maßnahme mit Straf- 
charakter. 

3. Die Rechtsgemeinschaft schließlich hat ein legiti- 
mes Interesse dman, daß dem Täter das rechtswid- 
rig Erlangte auf keinen Fall verbleibt. Der Gnmd 
hierfür liegt auf der Hand. Es ist nicht siimvoU, 
einerseits den Täter zu bestrafen imd ihm anderer- 
seits dasjenige, was er aus der Straftat erlangt hat, 
zu belassen. Dies wäre geradezu ein Anreiz für 
üm, nach vorheriger Kosten-Nutzen-Analyse wirt- 
schcdtlich lohnende Straftaten zu begehen. 

Daher muß der Staat im Interesse des Gemein- 
wohls die Abschöpfung des Erlangten auch dann 
vornehmen köimen, wenn z.B. das Tatopfer von 
seinen Ersatzmöglichkeiten nichts weiß oder an 
einem privatrechthchen Ausgleich nicht inter- 
essiert ist. 

Der vorgelegte Entwurf versucht diesen verschiede- 
nen Interessensphären in möglichst ausgewogener 
Weise zu entsprechen imd dabei gleichzeitig den 
knappen finanziellen imd personellen Ressourcen 
des Justizfiskus Rechnung zu tragen. 

V. 

Im Bereich des materiellen Rechts stellt sich die Um- 
setzimg der beschriebenen Ziele wie folgt dai: 

1. Die Reform der Vorschriften über Verfall und Ein- 
ziehung im Strafgesetzbuch wird zu einer grund- 
legenden Neuordnung und Vereinfachung dieser 
Vorschriften genutzt. 

a) Das Nebeneinander der Ausdrücke „Verfall" 
und „Einziehung" hat in der Praxis nicht selten 
zu Mißverständnissen und im Ergebnis auch zu 
Urteilsaufhebungen geführt. International ist 
diese terminologische Unterscheidung kaum zu 
vermitteln; hier hat sich weitgehend für beides 
zusammen der Ausdruck „confiscation" durch- 
gesetzt (vgl. hierzu Artikel 1 Buchstabe f und 
Artikel 5 Abs. 1 des Übereinkommens der Ver- 
einten Nationen gegen den Verkehr mit Sucht- 
stoffen und psychotropen Stoffen vom 20. De- 
zember 1988; Artikel 1 Buchstabe d und Arti- 
kel 2 des Europarats-Übereinkommens über 
das Waschen, Aufspüren, SichersteUen und 
Einziehen der Gewinne aus Straftaten vom 
8. November 1990). Dementsprechend wird die 
terminologische Unterscheidung jetzt auch im 
deutschen Recht aufgegeben. Der Entwurf 
spricht nur noch einheitlich von „Einziehung", 
ohne daß hierdurch die inhaltlichen Unter- 
schiede aufgegeben werden. 

b) Die Vereinheitlichimg der Terminologie führt 
zu einer erheblichen Vereinfachung im Geset- 
zestext. Da die bislang erforderlichen Doppel- 
regelungen entfallen, verschlankt sich der Titel 
von jetzt sechzehn auf künftig elf Pciragraphen. 

c) Zugleich wird eine Neuordnung der Paragra- 
phenfolge eingeführt. Die §§73 bis 73 e betref- 
fen die Voraussetzungen der Einziehimg und 
ihre Einschränkungen, wobei wie im geltenden 
Recht zimächst die den heutigen Verfall betref- 
fenden Vorschriften aufgeführt sind, und da- 


nach die Vorschriften, die die heutige Einzie- 
hung betreffen. Die §§74 und 74 a beziehen 
sich auf die Wirkungen der Einziehung. Die 
Struktur der §§ 75 bis 76a bleibt unverändert. 

2. Kernpunkt der Reform im materiellen Strafrecht ist 
der Wegfall des geltenden § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB, 
der den Verfall bei Ansprüchen des Verletzten aus 
der Tat ausschließt. Statt dessen wird in einem 
neuen § 73 Abs. 2 Satz 1 klcirgesteUt, daß sich die 
Einziehung nicht auf das erstreckt, womit der Ver- 
letzte zur Erfüllung seiner aus der Tat erwachse- 
nen Rückerstattimgsansprüche befriedigt worden 
ist. Den Rückerstattungsansprüchen werden die 
Ansprüche Dritter gleichgestellt, auf die ein Rück- 
erstattungsanspruch übergegangen ist. 

3. Bei der Einziehung der producta et instrumenta 
sceleris sieht der Entwurf vorsichtige Verschärfun- 
gen zur besseren Bekämpfung insbesondere der 
Organisierten Kriminalität vor. So können bei Ver- 
weisung auf die entsprechende Vorschrift Gegen- 
stände, die einem Dritten gehören, auch dann ein- 
gezogen werden, wenn der Eigentümer wenig- 
stens fahrlässig (geltendes Recht: leichtfertig) dazu 
beigetragen hat, daß die Sache oder das Recht 
Mittel oder Gegenstand der Tat oder ihrer Vorbe- 
reitung gewesen ist (§ 73 b Abs. 4 Nr. 1). Die Wert- 
ersatzeinziehung wird nach dem Entwurf auch bei 
der strafähnlichen Dritteinziehung vorgesehen 
(§ 73c). Es kommt nach dem Entwurf bei der Wert- 
ersatzeinziehung auch nicht mehr darauf an, daß 
der Täter weiß oder wenigstens mit bedingtem 
Vorsatz billigend in Kauf nimmt, daß durch sein 
Handeln die Einziehung verhindert wird. 

4. Bei den allgemeinen Wirkungen der Einziehung 
bleibt es im Grundsatz beim geltenden Recht (§ 74 
Abs. 3, 4). Der Entwurf sieht aber vor, daß die An- 
ordnung oder der Vorbehalt der Einziehung die 
Wirkung einer Beschlagnahme nach § 111b StPO 
hat (§ 74 Abs. 2). Die Folgewirkungen zugunsten 
der Tatverletzten werden in § 459 k StPO geregelt. 

5. Bei der selbständigen Anordnung der Einziehung 
(§ 76 a) ermöglicht der Entwurf nunmehr die selb- 
ständige Anordnung der Einziehung ganz allge- 
mein. 


VI. 

Die dargestellte Reform des materiellen Rechts hat 
eine Reihe von Änderungen auch im Bereich der 
Strafprozeßordnung zur Folge. Mit diesen Änderun- 
gen muß insbesondere dem Umstand Rechnung ge- 
tragen werden, daß mit der Aufhebung von § 73 
Abs, 1 Satz 2 StGB - alt - in Zukunft auch dann eine 
die Einziehung (von Wertersatz) vorsehende Anord- 
nung durch das Gericht getroffen werden kann, 
wenn durch die Straftat individuell bestimmte oder 
bestimmbare Personen an ihrem Vermögen verletzt 
worden sind. Die damit mögliche Vermögensab- 
schöpfimg darf nicht zum Nachteil der Verletzten ge- 
hen. Es ist vielmehr sicherzusteUen, daß diese wegen 
der durch die Tat erlittenen Entreicherung einen 
Ausgleich erlangen. Was die Zeit nach rechtskräfti- 
gem Abschluß des Strafverfahrens anbetrifft, hat die- 
ser Ausgleich dergestalt zu erfolgen, daß der Staat 
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die auf die Einziehung {von Wertersatz) gerichtete 
Anordnung zu vollstrecken hat und im Umfang des 
durch die Vollstreckung Erlangten gegenüber den 
Verletzten haftet. 

Was das Stadium vor Eintritt der Rechtskraft der Ein- 
ziehungsanordnung anbetrifft, bleibt die bisherige 
Rechtslage weitgehend unverändert. Das bisherige 
Recht sieht nämlich bereits eine Zurückgewinnungs- 
hilfe vor, indem es den Verletzten die Möglichkeit 
eröffnet, in beschlagnahmte Vermögensgegenstände 
die Zwangsvollstreckung oder die Vollziehung eines 
Arrests zu betreiben. Allerdings ist von der Zurück- 
gewinnungshüfe bislang nach allgemeiner Auffas- 
sung nur sehr zurückhaltend Gebrauch gemacht 
worden. Mit der Gesamtreform wird daher auch eine 
Stärkung dieser Vorschriften bezweckt, um den Zu- 
griff Verletzter auf durch den Staat beschlagnahmte 
Vermögensgegenstände zu erleichtern. Die Stärkung 
der Abschöpfungsinstnimentarien darf andererseits 
nicht dazu führen, daß Strafverfolgungsbehörden 
und Gerichte mehr als vertretbar zusätzhch belastet 
werden. In diesem Zusammenhang sieht das Gesetz 
die Möghchkeit vor, besonders umfangreiche oder 
sonst nur unter Schwierigkeiten zu verwaltende Ver- 
mögensmassen einem externen Verwalter (also etwa 
einem Wirtschaftsprüfer, Steuerberater oder Rechts- 
anwalt) anzuvertrauen. Die externe Verwaltung ent- 
lastet Strafverfolgungsbehörden und Gerichte; sie 
läßt zugleich eine Steigerung der Effizienz der Ver- 
waltung dort erwarten, wo diese eine besondere 
fachüche Qualifikation des Verwalters voraussetzt. 
Damit kommt die externe Verwaltung auch Inter- 
essen der Verletzten entgegen; nicht zuletzt nützt sie 
schheßüch dem von der Anordnung Betroffenen, 
wenn der Beschlagnahme oder Arrestanordnung 
keine rechtskräftige Einziehungsentscheidung folgt. 
Indem sich die Art imd Weise der Verwaltung nach 
den Grundsätzen der Abwesenheitspflegschaft rich- 
tet, soweit das Strafverfeihren keine Abweichungen 
von diesen Grundsätzen gebietet, werden nämlich 
auch die berechtigten Belange des von der Maß- 
nahme Betroffenen durch die professionelle Verwal- 
txmg gewahrt, soweit dies unter Beachtung der 
Zwecke des Strafverfahrens überhaupt nur möglich 
ist. 

Die Reform bietet zugleich Anlaß dafür, die allge- 
mein beklagte Komplexität der §§ 111 bff. StPO da- 
durch abzubauen, daß - wo dies ohne Einbußen an 
Effizienz, dogmatischer Schlüssigkeit und Klarheit 
möghch ist - die bisherigen Regelungen gebündelt, 
inhaltlich gestrafft und aus ihrer teilweise unüber- 
sichtlichen Verzahnung mit zivilrechthchen Normen 
gelöst werden. 

VII. 

Die normative Umsetzung stellt sich im Bereich des 
Verfahrensrechts im einzelnen wie folgt dar: 

1. Die bisherigen §§ 111b, 111c StPO werden in der 
neuen Vorschrift des § 111b StPO zusammen- 
gefaßt. Dabei bleiben - im Gegensatz zu § 111b 
Abs. 2 StPO des bisherigen Rechts - aus Gründen 
der Übersichtlichkeit die Voraussetzungen, unter 
denen der dingüche Arrest angeordnet werden 


kann, ausgespart. Zugleich wird dem Umstand 
Rechnung getragen, daß im materiellen Recht der 
Begriff „Verfall" beseitigt wird. 

Im Interesse einer möglichst lückenlosen Profitab- 
schöpfung und damit auch und gerade im Inter- 
esse einer effektiven Durchsetzung der Rück- 
erstattimgsansprüche Verletzter sieht das neue 
Recht schließhch eine Konkurs-, Vergleichs- und 
Gesamtvolistreckungsfestigkeit des nüt der Be- 
schlagnahme verbundenen relativen Verfügungs- 
verbots vor. Damit ist sichergesteUt, daß die Ver- 
letzten auch nach Eintritt der Insolvenz bevorzugt 
wegen der an den Betroffenen verlorenen Vermö- 
gensgegenstände entschädigt werden, soweit 
diese oder ihre Surrogate noch vorhanden suid; 
zugleich wird verhindert, daß sich der Betroffene 
in die Insolvenz flüchtet und sich so zum Nachteü 
der besonders schutzbedürftigen Verletzten mit 
Hilf e der kriminell erlangten Profite (teilweise) von 
anderen Verbindhchkeiten befreien kann. 

2. In § 1 1 1 c StPO - neu - ist in gegenüber dem bishe- 
rigen Recht gestraffter Form zusammengefaßt, un- 
ter welchen Voraussetzungen der dinghche Arrest 
angeordnet werden kann. Zulässig ist die Anord- 
nung des dinghchen Arrests zur Sicherung der 
Vollstreckung einer Geldstrafe, einer Vermögens- 
strafe oder aber wegen der Kosten des Verfahrens 
oder einer auf die Einziehung von Wertersatz lau- 
tenden gerichtlichen Anordnung. 

Gegenüber dem geltenden Recht wird klargestellt, 
daß in Zukunft unter bestimmten Voraussetzun- 
gen auch dann die Aufhebung einzelner Maßnah- 
men zur Vollziehung des Arrests beantragt werden 
kann, wenn der dinghche Arrest zur Sichenmg 
der Vollstreckung einer Vermögensstrafe angeord- 
net worden ist. Um zu verhindern, daß durch das 
Begehren nach Aufhebung einzelner Vollzie- 
hungsmaßnahmen der dinghche Arrest in seiner 
Wirkung unterlaufen wird, sieht das neue Recht 
vor, daß im Hinbhck auf die Kosten der Verteidi- 
gtmg die Aufhebung von Vollziehungsmaßnah- 
men nicht schlechthin verlangt werden kann; 
schützenswert ist das Aufhebungsinteresse des 
Betroffenen vielmehr nur insoweit, als die nach 
§ 464 a Abs. 2 StPO erstattungsfähigen notwendi- 
gen Auslagen des Betroffenen eine Aufhebung 
rechtfertigen können. 

3. In § 11 Id StPO - neu - werden die Regelungen 
des geltenden Rechts zur Anordnungskompetenz 
(§ Ille StPO - alt -) und zur Vollstreckungskom- 
petenz (§ Ulf StPO - alt -) zusammengefaßt; zu- 
gleich wird im Interesse der Verfahrensverein- 
fachung bestimmt, daß die Durchführung der Be- 
schlagnahme und die Vollziehung des Arrests in 
der Hand der Staatsanwaltschaft in der Weise kon- 
zentriert werden, daß diese sich dabei ihrer Hilfs- 
beamten sowie der in der Justizbeitreibungsord- 
nung bezeichneten Vollstreckungsbehörden be- 
dienen kann, dies jedoch nicht muß. Die Staatsan- 
waltschaft ist also - insbesondere im Interesse einer 
größtmöghchen Verfahrensbeschleunigung - be- 
fugt, sämtliche Maßnahmen selbst und damit ohne 
Rückgriff auf besondere Vollstreckungsbehörden 
zu treffen. 
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4. In § 111 e StPO ist geregelt, daß die bereits im Zu- 
sammenhang mit den §§ 111 p - alt 292 und 443 
StPO bekannte Vermögenssequestration nunmehr 
auch im Bereich der Beschlagnahme nach § 111b 
StPO - neu - und der Vollziehung eines Arrests 
nach § 111c StPO - neu - möglich ist. Mit der 
Reform werden insoweit drei Ziele verfolgt: 

- eine Entlastimg der Strafverfolgungsbehörden 
im Zusammenhang mit der Verwaltung beson- 
ders großer oder komplexer Vermögensmassen, 

- eine Stärkung der Effizienz der Verwaltung im 
Interesse der Verletzten, deren Rückerstattungs- 
ansprüche mit den beschlagnahmten oder ge- 
pfändeten Vermögensgegenständen sollen be- 
friedigt werden können, 

- schheßüch aber auch eine an den Grundsätzen 
der Abwesenheitspflegschcift orientierte Verwal- 
timg im Interesse des von der Beschlagnahme- 
anordnung oder Pfändung Betroffenen, solange 
keine rechtskräftige Entscheidung zu seinem 
Nachteil vorliegt. 

Um den besonderen Bedürfnissen des Strafverfah- 
rens Rechnung tragen zu können, unterliegt der 
externe Verwalter den Weisungen der Staatsan- 
waltschaft oder des Gerichts. Din treffen insoweit 
auch besondere Mitteilungspflichten, die im Inter- 
esse einer effektiven Strafrechtspflege durch Mit- 
teüungsbefugnisse ergänzt werden, soweit die 
Verwaltung der beschlagnahmten oder gepfände- 
ten Vermögensgegenstände für das Strafverfahren 
relevante Erkenntnisse mit sich bringt. 

6. § 111k StPO - neu - greift im wesentlichen auf 
§ 111g StPO des bisherigen Rechts zurück. Eine 
wesentliche Änderung besteht allerdings darin, 
daß in Zukunft einem aUgemein kritisierten Miß- 
stand abhelfend - Rückerstattungsansprüche Ver- 
letzter auch dann im Rahmen der Zurückgewin- 
nungshilfe zu berücksichtigen sind, wenn sie zwi- 
schenzeitlich auf Dritte übergegangen sind. Erfaßt 
werden davon in erster Linie diejenigen Fälle, in 
denen ein Forderungsübergang deshalb stattfin- 
det, weil der Dritte dem Verletzten - etwa auf- 
grund eines Versicherungsverhältnisses - Ersatz 
für die erlittenen Schäden geleistet hat. Da die ein- 
gezogenen Vermögenswerte dann dem Staat zu- 
fließen, wenn Rückerstattimgsansprüche Verletz- 
ter nicht geltend gemacht werden, stellt sich die 
Berücksichtigung Dritter im Rahmen des neuen 
§ 111k StPO als notwendiges Korrelat zur Aufhe- 
bung des bisherigen § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB dar. 
Es wäre nicht zu vertreten, dmch die Einziehungs- 
anordnung dem zu Unrecht Bereicherten die Mit- 
tel zur Befriedigung des Dritten zu entziehen und 
diesen dadurch schlechter zu stellen als nach bis- 
herigem Recht; denn der bisherige Rechtszustand 
hat es dem Dritten wenigstens theoretisch ermög- 
licht, die zu Unrecht erlangte Bereichenmg zivü- 
rechtlich abzuschöpfen. 

Zugleich wird klargestellt, daß nur Ansprüche auf 
Rückerstatümg ziu* Zwangsvollstreckung oder 
Vollziehung eines Arrests berechtigen können, da 
nur in den Fällen, in denen solche Ansprüche be- 
stehen, von einer Vermögensverschiebung die 


Rede sein kann; andere Ersatzansprüche - bei- 
spielhaft seien Schmerzensgeldansprüche ge- 
nannt - rechtfertigen dagegen nicht zu dieser be- 
sonderen Form der Befriedigung, weil sie nicht auf 
eine solche Vermögensverschiebung zurückge- 
hen. 

7. Mit der Aufhebung von § 111p StPO des bisheri- 
gen Rechts wird den Bedürfnissen des Verkehrs- 
schutzes Rechnung getragen. Die Vermögensbe- 
schlagnahme nach § 111p StPO - alt - hatte ein 
absolutes Verfügungsverbot zur Folge. Im Zusam- 
menhang mit absoluten Verfügungsverboten gibt 
es keinen Schutz des guten Glaubens; der Schuld- 
ner einer von einem solchen Verfügungsverbot er- 
faßten Forderung wird nicht frei, wenn er in Un- 
kenntnis des Verbots an den Gläubiger leistet. 
Eine Abwägung der Interessen der am Verkehr 
Beteüigten gegen das Interesse an einer wirksa- 
men Strafverfolgung führt zu dem Ergebnis, daß 
den berechtigten Belangen des Verkehrs Vorrang 
eingeräumt werden muß. Die Vorschrift wird da- 
her ersatzlos aufgehoben. Die Ersetzung des abso- 
luten Verfügungsverbotes durch ein relatives Ver- 
fügungsverbot wäre überflüssig, weü bereits über 
Arrestanordnungen nach § 1 1 1 c StPO >- neu - die 
gleichen Ergebnisse erzielt werden können. 

8. Mit § 405 Satz 3 StPO - neu - wird im Interesse der 
Verletzten versucht, das Adhäsionsverfahren zu 
beleben und zu stärken. Gerade im Hinblick dar- 
auf, daß mit der Aufhebung von § 73 Abs. 1 Satz 2 
StGB - alt - und den Folgeregelungen eine Befrie- 
digung der durch Straftaten mit Vermögensbezug 
geschädigten Personen angestrebt wird, stellt sich 
diese Regelung als wichtige Ergänzung dar. Die 
Verletzten sollen nicht gehalten sein, erst den Weg 
über die Zivilgerichtsbarkeit zu gehen, um die für 
einen Vollstreckungszugriff erforderlichen Titel zu 
erhalten. Es erscheint auch verfahrensökonomisch 
nicht geboten, die Ersatzansprüche der Verletzten 
im Regelfall durch die Zivügerichte und - im Rah- 
men des Zulassungsverfahrens nach den §§ 111k 
Abs. 2, 459k StPO - neu - auch durch die Straf- 
gerichte prüfen zu lassen. 

9. Kernstück der Reform zum Strafprozeßrecht ist 
schließlich § 459 k StPO - neu -. An dieser Stelle 
wird geregelt, wie die Erstattungsansprüche der 
Verletzten nach rechtskräftiger Anordnung der 
Einziehung (von Wertersatz) durchzusetzen sind. 
Soweit eine solche Anordnung vollstreckt werden 
kann, haftet der Staat neben dem von der Anord- 
nung Betroffenen den Verletzten und ihren 
Rechtsnachfolgern wegen deren Erstattungsan- 
sprüchen. Die Haftung des Staates folgt aus der 
Aufhebung von § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB - alt - und 
der damit verbundenen Befugnis zur Profitab- 
schöpfung, der eine Erstattungspflichtigkeit gegen- 
über dem „Entreicherten" entsprechen muß. Der 
Staat haftet allerdings nur, soweit die strafrichter- 
liche Anordnung tatsächlich voUstreckt werden 
konnte. Er hat also im Ergebnis nur das an die Ver- 
letzten auszukehren, was er selbst durch Voll- 
streckungsmaßnahmen bei dem Betroffenen hat 
eintreiben können. 
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Durch § 459 k Abs. 2 StPO - neu “* wird schließlich 
dem Umstand Rechnung getragen, daß die Einzie- 
hung des Erlcuigten - nicht anders als der Verfall 
nach bisherigem Recht - keine Nebenstrafe deir- 
steUt. Ist dem Betroffenen durch die Abschöpfimg 
des rechtswidrig Erlangten mehr abverlangt wor- 
den, cils ihm unter Berücksichtigung seiner freiwil- 
ügen Rückerstattungsleistungen an Verletzte oder 
deren Rechtsnachfolger hätte weggenommen wer- 
den dürfen, so kann er seinerseits einen Ausgleich 
gegenüber der Staatskasse geltend machen. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 (Änderung des Strafgesetzbuches) 

Zu den Nummern 1, 2 und 4 (§§ 2, 11 und 59) 

Es handelt sich um Folgeänderungen aus der Verein- 
heitlichung der Bezeichnungen. 

Zu Nummer 3 (§ 57) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der Ver- 
einheithchung der Bezeichnungen und dem Wegfall 
des § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB. 

Zu Nummer 5 (Siebter Titel des Dritten Abschnitts 
des Allgemeinen Teüs) 

Zur Abschnittsüberschrift 

Es handelt sich lun eine Folgeänderung aus der Ver- 
einheithchung der Bezeichnungen. 

Zu §73 

Die Vorschrift greift den Regelimgsgehalt der bislang 
geltenden §§ 73, 73 b StGB mit einer grundsätzlichen 
Änderung wegen der Ansprüche der Tatverletzten 
auf, wobei an die Stelle der Verfallsanordnung die 
Einziehung des Erlangten tritt. 

Absatz 1 Satz 1 entspricht dem bislang geltenden § 73 
Abs. 1 Satz 1 StGB. 

Dadurch, daß die Tätigkeit nunmehr das Einziehen 
ist, wird der angestrebten Vereinheitlichung Rech- 
nung getragen. Diese lediglich terminologische Ver- 
einheitlichung hat jedoch keine Veränderung der 
Rechtsnatur des früheren Verfalls zur Folge. Viel- 
mehr handelt es sich auch bei der „Einziehung des 
Erlangten" gemäß § 73 StGB-E lun eine schuldunab- 
hängige Maßnahme eigener Art ohne Strafcharakter. 

Die Umgestaltung des Satzes führt dazu, daß das 
Wort „etwas" durch das Wort „Was" ersetzt werden 
muß. An der Geltung des Bruttoprinzips bei der Ge- 
winnabschöpfimg ändert sich dadurch nichts. 

Die Zuständigkeit des Gerichts für die Anordnung, 
die bislang in § 73 Abs. 1 Satz 1 StGB mit angespro- 
chen war, ergibt sich künftig aus § 74 Abs. 1 StGB-E. 

Satz 2 hat zwei Funktionen. Zunächst macht er deut- 
lich, daß sich Satz 1 wie schon das bisher geltende 
Recht nur auf das unmittelbar Erlangte bezieht. Wei- 
terhin erstreckt er die Einziehung entsprechend dem 


bislang geltenden § 73 Abs. 2 Satz 1 StGB auch auf 
die gezogenen Nutzungen. 

Satz 3 übernimmt die (fakrdtative) Einziehungsmög- 
lichkeit von Surrogaten entsprechend dem früheren 
§ 73 Abs. 2 Satz 2 StGB. 

Satz 4 stellt klar, daß, wie bereits im bisher geltenden 
Recht, auch künftig ersparte Aufwendungen Objekt 
der Einziehung sind. Zur Erleichterung der Rechts- 
anwendung wird jedoch künftig ausdrücklich vorge- 
schrieben, daß der Wert des Ersparten erlangt ist. Be- 
deutung hat dieser Satz z.B. für Fälle, in denen der 
Täter durch die Tat die Nutzung fremder Arbeitskraft 
oder Sachmittel erlangt hat und sich daher den Ein- 
satz eigener personeller oder sächücher Mittel in 
seinem Gewerbebetrieb erspart hat. Er güt aber auch 
dann, wenn der Täter in strafbarer Weise Umwelt- 
schutzmaßnahmen unterlassen und die für diese er- 
forderüchen Axifwendungen eingespart hat. 

Die verfallsausschließende Regelung des bislang gel- 
tenden § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB ist weggefallen. Er- 
satzansprüche des Verletzten hindern die Einziehung 
nicht mehr. 

Absatz 2 Satz 1 enthält für diese Fälle eine Sonder- 
regelung. Die Einziehung nach Absatz 1 kommt nicht 
in Betracht, soweit der Verletzte bereits wegen seiner 
aus der Tat erwachsenen Rückerstattungsansprüche 
befriedigt worden ist. Andere Ansprüche, etwa 
Schmerzensgeldansprüche, fallen nicht hierunter. 
Diese Befriedigimg kann durch die Zwangsvollstrek- 
kung nach § 111 k StPO-E erfolgt sein, aber auch auf 
andere Weise, insbesondere durch den Täter immit- 
telbar. Ob die Rückerstattung durch denselben Ge- 
genstand erfolgt ist oder durch seinen Wert, spielt 
keine RoUe. Andere Leistungen, die den Schaden 
des Verletzten abdecken, hindern die Einziehung 
nicht. Dies gilt insbesondere für Versichenmgs- 
leistungen, bei denen der Schadensersatzanspruch 
des Verletzten regelmäßig kraft Gesetzes auf die Ver- 
sicherung übergeht oder der Verletzte eine später an 
ihn erfolgte Schadensersatzleistung an die Versiche- 
rung abführen muß. 

Die Vorschrift bezieht sich nur auf den jeweiligen 
Verletzten. Hat ein anderer Verletzter bereits nach 
§ 111 k StPO-E Befriedigung erlangt, so ist die Einzie- 
hung - gegebenenfalls die Wertersatzeinziehung - 
im übrigen selbst dann auszusprechen, wenn wegen 
des Zugriffs des anderen Verletzten keine beschlag- 
nahmten Mittel mehr vorhanden sind. 

Satz 2 Nr. 1 stellt dem, womit der Verletzte befriedigt 
worden ist, das gleich, womit jemand zur Erfüllung 
eines auf ihn übergegangenen Rückerstattimgsan- 
spruchs befriedigt worden ist. Dies bezieht sich insbe- 
sondere auf Ansprüche von Versicherungen, auf die 
ein Anspruch kraft Gesetzes übergegangen ist, oder 
von Erben. Allerdings werden auch rechtsgeschäft- 
liche Übergänge der Ersatzansprüche aus Gründen 
der Gleichbehandlung mit einbezogen. Durch diese 
Regelung wird verhindert, daß der Täter in solchen 
Fällen das durch die Tat Erlangte sowohl an den Staat 
als auch an den neuen Anspruchsinhaber verliert. 

Satz 2 Nr. 2 stellt ferner den an den Verletzten zu- 
rückgegebenen Gegenständen solche Gegenstände 
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gleich, die an ihn nur deshalb nicht herausgegeben 
worden sind, weil sie noch als Beweismittel benötigt 
werden. Die Herausgabe solcher Gegenstände an 
den Verletzten ist nur aufschiebend bedingt; der Ver- 
urteilte hat auf sie keinen Einfluß mehr. Es würde 
daher eine überflüssige Formalität darstellen, wollte 
man solche Gegenstände zunächst erst noch der Ein- 
ziehung unterwerfen. Die Absätze 3 und 4 entspre- 
chen den Absätzen 3 und 4 des bislang geltenden 
§ 73 StGB. 

Absatz 5, der die Schätzungsmöglichkeit allgemein 
eröffnet, entspricht dem bisherigen § 73 b StGB. 

Zu § 73a 

§ 73 a StGB-E stimmt in seinem Regelungsgehalt nüt 
dem bisher geltenden § 73d StGB überein, wobei 
auch hier an die Stelle der Verfallsanordnung die 
Einziehung des Erlangten tritt. 

Absatz 1 Satz 1 und 2 StGB-E sind mit dem bisheri- 
gen § 73d Abs. 1 Satz 1 und 2 StGB identisch. 

Absatz 1 Satz 3 nimmt, bedingt durch die Neufas- 
sung des bisher geltenden § 73 Abs. 2 StGB, auf den 
inhaltlich identischen § 73 Abs. 1 Satz 2 und 3 StGB-E 
Bezug. 

Absatz 2 entspricht inhaltlich der Regelung des bis- 
her geltenden § 73d Abs. 2 StGB. Die Verweisung 
auf § 73d Abs. 1 bis 3 StGB-E trägt der neuen Rege- 
lungssystematik Rechnung, wobei im Hinblick auf 
§ 73 d Abs. 3 StGB-E eine zusätzliche Verweisung auf 
§ 73 Abs. 5 StGB-E entbehrlich ist. 

Absatz 3 entspricht inhaltlich der Vorschrift des bis- 
her geltenden § 73 d Abs. 3 StGB. 

Die in Absatz 4 des bisher geltenden § 73 d StGB nor- 
nüerte Verweisung auf die Härtevorschrift des § 73 c 
StGB entfällt im Hinblick auf § 73e Abs. 1, 3 und 4 
StGB-E. 

Zu § 73b 

Der neue § 73 b StGB-E greift den Regelungsgehalt 
des bislang geltenden § 74 StGB auf, wobei durch 
die rechtssystematische Umstrukturienmg und par- 
tielle Neuformulierung des Einziehimgsrechtes des- 
sen Rechtsanwendung erleichtert wird. 

Absatz 1 faßt inhaltlich die Absätze 1 bis 3 des bisher 
geltenden § 74 StGB zusammen. Die Einziehung nüt 
Strafcharakter gemäß § 73 b Abs. 1 Nr. 1 setzt wie 
nach dem geltenden § 74 Abs. 1 bis 3 StGB voraus, 
daß die Tat, bei welcher der Einziehimgsgegenstand 
eine Rolle gespielt hat, vorsätzlich, rechtswidrig und 
schuldhaft begangen worden ist. Bei der Einziehung 
zum Schutz vor Gefahren für die Allgemeinheit 
(§ 73 b Abs. 1 Nr. 2) genügt dagegen wie bisher das 
Vorliegen einer rechtswidrigen Vorsatztat. 

Absatz 2 spricht erstmals im Allgemeinen Teü des 
StGB die sogenannten Beziehungsgegenstände an. 
Es handelt sich hierbei um Gegenstände, auf die sich 
die Tat nur bezieht, ohne daß sie als Mittel zur Ver- 
wirklichung des verbrecherischen Plans eingesetzt 
oder dazu bestimmt gewesen sind. Hierzu rechnen 
vor allem solche Gegenstände, deren Verwendung 


begrifflich zur Erfüllung des Tatbestands gehört, wie 
z. B. das Fahrzeug, das von einem Führer ohne Fahr- 
erlaubnis oder entgegen einem Fahrverbot geführt 
wird oder die Betäubungsnüttel, die ohne die er- 
forderliche Erlaubnis in Verkehr gebracht werden 
(Schäfer, in: LK zum StGB, 10. Aufl., § 74 Rdnr. 19). 
Der Entwurf behält die bestehende Rechtslage inso- 
fern bei, als weiterhin Beziehungsgegenstände nur 
dann eingezogen werden können oder müssen, 
wenn dies in Spezialvorschriften ausdrücklich zuge- 
lassen oder vorgeschrieben ist. Durch Absatz 2 wird 
diese Einziehung von Beziehungsgegenständen aber 
künftig ausdrücklich in das gesamte Regelungs- 
system der Einziehung einbezogen. 

Absatz 3 entspricht dem bislang geltenden Absatz 4. 
Die Fassung stellt klar, daß die Einleitimg von 
Absatz 1 nicht entsprechend güt, es sich also bei- 
spielsweise nicht um eine vorsätzliche Tat handeln 
muß, wenn das Gesetz Fahrlässigkeit ausreichen 
läßt. 

Absatz 4 entspricht dem bisher geltenden § 74 a StGB 
mit zwei Änderungen. 

In Nummer 1 wird die Voraussetzung der Leicht- 
fertigkeit im Interesse einer besseren Verbrechens- 
bekämpfung durch die Voraussetzung der Fahrläs- 
sigkeit ersetzt. 

Die in Nummer 2 enthaltene Verwerflichkeitsklausel 
entfällt mangels Erforderlichkeit. 

Neben der Kenntnis der Umstände, die die Einzie- 
hung zugelassen hätten, fordert der bislang geltende 
§ 74 a Nr. 2 StGB zusätzlich, daß der Erwerb „in ver- 
werflicher Weise" erfolgt ist. Durch diese Verwer- 
flichkeitsklausel sollen nach herrschender Meinung 
jedoch lediglich solche Fälle von der Einziehung 
nach § 74 a StGB ausgenommen werden, in denen 
der Dritterwerber beim Erwerb des Einziehungsge- 
genstandes zwar Kenntnis der Umstände gemäß 
§ 74 a Nr. 2 StGB hatte, ihm aber hieraus kein Ver- 
eitelungsvorwurf zu machen ist. Dies kann z. B. bei 
einem Erwerb im Wege der Versteigenmg durch 
polizeiliche Notveräußerung in Betracht kommen. 

Im übrigen güt, daß regelmäßig die Kenntnis der Um- 
stände gemäß § 74 a Nr. 2 StGB die Verwerflichkeit 
des Handelns indiziert, sofern nicht besondere Gründe 
vorliegen, die eine andere Beurteüung rechtfertigen 
(vgl. Schäfer a.a.O., § 74 a Rdnr. 18; Tröndle, StGB, 
48. Aufl., § 74 a Rdnr. 8). 

Für den Tatrichter bedeutete dieses Regel-Ausnah- 
me- Verhältnis bislang, dciß er, außer im Fall des „red- 
lichen" Dritterwerbes, im Urteü keine dezidierten 
Ausfühnmgen mehr zur Verwerflichkeit machen 
mußte, ebenso wie das Urteü keine besonderen Aus- 
führungen zur Rechtswidrigkeit einer Tat enthalten 
muß, sofern die Beweisaufnahme oder (aus revisions- 
rechtlicher Sicht) die Urteilsgründe keine Anhalts- 
punkte für das Vorliegen von Rechtfertigimgsgrün- 
den nach den §§ 32 ff. StGB ergeben. 

Abweichend hiervon wird im Schrifttum zum bisheri- 
gen Recht (vgl. Schäfer a.a.O., § 74a Rdnr. 19) teü- 
weise die Auffassung vertreten, daß ein die Einzie- 
himg ermöglichender Erwerb in verwerflicher Weise 
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nur gegeben ist, wenn er in begünstigender, hehleri- 
scher oder ausbeuterischer Absicht erfolgt ist. Nach 
dieser Ansicht käme der Verwerflichkeitsklausel 
die Eigenschaft eines einschränkenden Tatbestands- 
merkmals zu. 

Durch die Streichimg der Verwerflichkeitsklausel 
wird nunmehr klargestellt, daß dies so vom Gesetz- 
geber nicht gewollt war, sondern hierdurch ledighch 
den oben genannten Ausnahmetatbeständen „red- 
hchen" Dritterwerbs (z.B. Erwerb nach Notveräuße- 
rung) Rechnung getragen werden sollte. 

Dies soll imd kann auch künftig geschehen, jedoch 
nach allgemeinen Grundsätzen im Rahmen der tat- 
richterlichen Ermessensentscheidung. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß sich in eindeutigen Fällen 
redlichen Dritterwerbs das Ermessen des Tatrichters 
auf Null reduziert und er somit die Erweiterte Einzie- 
hung anderer Gegenstände nicht anordnen darf. 

Zu § 73 c 

Der neue § 73 c faßt in komprimierter Form die bis- 
lang parallel konstruierten Regelungen der §§ 73 a 
imd 74 c StGB zusammen. 

Absatz 1 Satz 1 vereinheitlicht die bisher geltenden 
§ 73 a Abs. 1 Satz 1 imd § 74 c Abs. 1 Satz 1, wobei es 
in Verschärfimg des bisher geltenden Rechts künftig 
bei der Einziehimg von anderen Gegenständen nicht 
mehr auf ein Vereiteln des Einziehungsbetroffenen 
ankommt (zur Begründung vgl. unten zu Absatz 4). 

Absatz 1 Satz 2 faßt die bisher geltenden Regelimgen 
von § 73 a Abs. 1 Satz 2 StGB sowie § 74 c Abs. 2 
StGB zusammen. 

Absatz 2 ermöghcht darüber hinaus die Wertersatz - 
einziehung für den Fall, dciß nur ein Anteil an einem 
Gegenstand, der selbst nicht tatsächlich teilbar ist, 
eingezogen werden kann. Dabei spielt es keine 
RoUe, ob dieser Anteil selbst einen Gegenstand im 
Rechtssinn darstellt. Sinn der Regelung ist es insbe- 
sondere, Auseinandersetzungen im VoUstreckimgs- 
verfahren zu vermeiden, wenn die wertmäßige Auf- 
teüimg ohne weitere Ermittlimgen bereits in der 
Hauptverhandlimg erfolgen kann. Gedacht wird 
etwa an den Fall, daß wegen eines komplizierten Ge- 
füges von Rechten Dritter an dem Gegenstand im 
VoUstreckungsverfcihren Komplikationen auftreten 
könnten. Ist in einem solchen Fall der Wertanteil des 
Täters bestimmbar oder nach Absatz 3 schätzbar, 
wird es angezeigt sein, nur den Geldbetrag einzuzie- 
hen, der dem dem Täter verbleibenden Wert des Ge- 
genstandes entspricht. Dieser Regelimg imterfaUen 
insbesondere auch Fälle des bisher geltenden § 74 c 
Abs. 2 StGB, in denen der Täter oder Teünehmer den 
Einziehimgsgegenstand vor der Entscheidung des 
Gerichts mit dem Recht eines Dritten belastet hat, 
dessen Erlöschen ohne Entschädigimg nicht ange- 
ordnet werden kann. 

Die Verweisung in Absatz 3 stellt klar, daß auch im 
Rahmen der Wertersatzeinziehxing die Schätzimg 
des Wertes zulässig ist. 

Absatz 4 bestimmt, daß von der Wertersatzeinzie- 
hung in den Fällen des § 73 b StGB-E nur dann abge- 


sehen werden darf, wenn die Einziehung wegen der 
Gefährhchkeit des Gegenstandes hätte erfolgen müs- 
sen. In den Fällen der Sicherungseinziehimg wird 
mit der Einziehimg kein Strafzweck verfolgt. Wenn 
der gefährhche Gegenstand nicht mehr existiert, be- 
darf es keiner Einziehung mehr und damit auch kei- 
ner Wertersatzeinziehung. 

Für die übrigen Fälle, in denen die Einziehung aus 
Gründen der Spezial- imd Generalprävention er- 
folgt und daher Strafcharakter oder strafähnlichen 
Charakter hat, verschärft der neu geschaffene § 73 c 
StGB das bislang geltende Einziehungsrecht nach 
den §§ 74 ff. StGB. 

Im Hinblick darauf, daß die Ersatzmaßnahme Einzie- 
hung des Wertersatzes in diesen Fällen lediglich (Er- 
satz-) Strafcharakter für die aus objektiven Gründen 
nicht mehr möghche Originaleinziehung mit Straf- 
charakter hat, sieht der neu gefaßte § 73 c in konse- 
quenter Fortsetzung dieses Strafcharaktergedankens 
die Wertersatzeinziehung nunmehr auch bei der 
strafähnlichen Dritteinziehung gemäß § 73 b Abs. 4 
StGB-E vor. 

Aus denselben Gründen kommt es bei der Einzie- 
hung des Wertersatzes künftig nicht mehr darauf an, 
daß der Täter weiß oder wenigstens mit bedingtem 
Vorsatz billigend in Kauf nimmt, daß durch sein Han- 
deln die Einziehung verhindert wird (so der bisher 
geltende § 74 c Abs. 1 StGB). Vielmehr genügt nun- 
mehr, daß die (Origmal-)Einziehung aus objektiven 
Gründen nicht möglich ist. 

Zu§73d 

§ 73d StGB-E faßt die bisherigen Verhältnismäßig- 
keitsregelungen der §§ 73 c und 74 b StGB zusam- 
men. 

Absatz 1 entspricht der bisher geltenden Härtevor- 
schrift des § 73 c Abs. 1 Satz 2 (1. Alternative) StGB. 

§ 73 c Abs. 1 Satz 2 (2. Alternative) StGB, der das 
fakultaüve Absehen vom Verfall vorsah, wenn das 
Erlangte nur einen geringen Wert hatte, wird künftig 
entfallen. Im Hinblick auf die strafprozessuale Mög- 
hchkeit des Absehens von der Einziehung gemäß 
§ 430 StPO erscheint eine materiell-rechtliche Rege- 
lung dieser Art entbehrlich. 

Absatz 2 sieht in Verschärfung des bisher geltenden 
§ 74 b Abs. 2 StGB vor, dciß die Anordnimg weniger 
einschneidender Maßnahmen künftig nur noch bei 
der Sicherungseinziehimg gemäß § 73 b Abs. 1 Nr. 2 
StGB-E in Betracht ko mm t. 

Nach allgemeiner Auffassimg zum bisher geltenden 
Recht hegt das primäre Anwendungsgebiet des § 74 b 
Abs. 2 StGB ohnehin im Bereich der Sicherungsein- 
ziehung, da nur in diesen Fällen der Zweck der Ein- 
ziehung (die Abwendung von Gefahren für die 
Allgemeinheit und die Abwendimg der Gefahr, daß 
der Einziehimgsgegenstand der Begehung mit Strafe 
bedrohter Handlimgen dient) durch weniger ein- 
schneidende Maßnahmen als erreichbar angesehen 
wird. 

Anders ist dies in Fällen der Einziehung mit Straf- 
charakter. Sind die Voraussetzungen des § 73 b Abs. 1 
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Nr. 1, Abs. 4 StGB-E gegeben (nach bisher gelten- 
dem Recht § 74 Abs. 2 Nr. 1, Abs, 4, § 74 a StGB) und 
macht der Richter unter Berücksichtigrmg des allge- 
meinen Verhältnismäßigkeitsgnmdsatzes von diesen 
„Kann "-Vorschriften Gebrauch, so erfolgt die Einzie- 
hung grundsätzlich als (Straf-)Erwiderung auf vor- 
werfbares Verhalten. 

Diese Strafwirkung würde diuch die Anwendung 
des § 73d Abs. 2 StGB-E (bisher § 74 b Abs. 2 StGB) 
strafzweckwidrig wieder abgeschwächt. Hält der 
Tatrichter die Anordnung der Einziehung als Straf- 
übel (Verlust des Eigentums) aus Gründen der Spe- 
zial- imd Generalprävention für erforderlich und ver- 
hältnismäßig, so kann ihr Zweck, hat sich der Richter 
einmal für die Einziehung entschieden, diurch eine 
weniger einschneidende Maßnahme regelmäßig 
nicht erreicht werden. Dies güt nach herrschender 
Meintmg auch dann, wenn gleichzeitig die Voraus- 
setzimgen der bisher geltenden § 74 Abs. 2 Nr. 1 
StGB und § 74 Abs. 2 Nr. 2 StGB vorliegen (vgl. zum 
Ganzen Schäfer a. a. O., § 74 b Rdnr. 9). 

Absatz 3 enthält eine für alle Einziehimgsarten 
geltende allgemeine Verhältnismäßigkeitsregelimg. 
Diese eröffnet dem Tatrichter nach den allgemeinen 
Grundsätzen einer Ermessensentscheidung auch die 
bisher in § 74 b Abs. 3 StGB ausdrückhch normierte 
Möglichkeit, bei fakultativer Einziehimg die Einzie- 
himg auf einen Teü der Gegenstände zu beschrän- 
ken. 

Absatz 4, der ebenfalls für alle Einziehimgsarten güt, 
vereint die bisher geltenden § 73 c Abs. 2 und § 74 c 
Abs. 4 StGB. 

Zu§73e 

§ 73e entspricht vollinhaltlich dem bisher geltenden 
§ 74 d StGB. 

Absatz 5 verweist auf die an die Stelle des bisher 
geltenden § 74 b Abs. 2 imd 3 StGB getretene Rege- 
lung des § 73d Abs. 2. Die Verweisung auf § 73 d 
Abs. 3 folgt der Rechtsprechimg des Bundesgerichts- 
hofes zur unbeschränkten Geltimg des Verhältnismä- 
ßigkeitsgiundsatzes (BGHSt 23, 267 ff. [269]; TrÖndle 
a.a.O., §74dRdnr. 14). 

Zu §74 

Absatz 1 übernimmt aus den bislang geltenden § 73 
Abs. 1 Satz 1, §§ 74, 74 a StGB den Grundsatz, daß 
das Gericht die Einziehung anordnet. 

Absatz 2 stellt klar, daß der gerichtlichen Anordnimg 
der Einziehung oder ihres Vorbehalts die Wirkungen 
einer Beschlagnahme zukommen. Dies hat insbeson- 
dere für die Fälle Bedeutung, in denen eine Be- 
schlagnahme im Ermittlungsverfahren nicht erfolgt 
ist. 

Die Absätze 3 und 4 greifen den Regelimgsbereich 
der bisher geltenden §§ 73 e, 74 e StGB auf. 

Absatz 3 übernimmt in Satz 1 grundsätzlich die allge- 
meinen Verfalls- vtnd Einziehungswirkungen des bis- 
herigen Rechts. Danach geht das Eigentmn an der 
Sache oder das eingezogene Recht gnmdsätzlich mit 
Rechtskraft der Einziehimgsanordnung auf den Staat 


über, wenn es dem von der Anordnung Betroffenen 
zu dieser Zeit zusteht. Einbezogen sind zxu* Klarstel- 
limg auch die gemäß § 73 Abs. 3 imd 4 StGB-E von 
der Einziehung betroffenen Dritten. Weitergehend 
als nach bisher geltendem Recht erfolgt der immittel- 
bare Rechtsübergang auf den Staat auch bei der 
Sicherungseinziehung (§ 73b Abs. 1 Nr. 2 StGB-E), 
der erweiterten Einziehung des Erlangten (§73a 
StGB) und Einziehung von Schriften (§ 73 e StGB-E). 

Unbeschadet des Übergangs auf den Staat kann 
der Verletzte seine Rückerstattungsansprüche nach 
§ 459 k StPO-E geltend machen. 

Satz 2 ersetzt die obligatorische Anordnung des Er- 
löschens von Drittrechten bei der Sichenmgseinzie- 
hung durch ein automatisches Erlöschen und trägt 
dadurch zur Vereinfachung bei. 

Absatz 4 Satz 1 greift den Regelungsgehalt der bis- 
her geltenden § 73 e Abs. 1 Satz 2, § 74 e Abs. 2 Satz 1 
StGB auf. 

Satz 2 übernimmt die Möglichkeiten der Anordnimg 
des Erlöschens von Drittrechten entsprechend dem 
bisher geltenden § 74 e Abs. 2 Satz 3 StGB und erwei- 
tert sie. 

Zu § 74a 

Der neue § 74 a greift den Regelungsgehalt des bis- 
her geltenden § 74f auf. Auch wenn davon auszuge- 
hen ist, daß der Entschädigungsregelung im Ergeb- 
nis keine große Bedeutung zukommen wird, ist sie 
doch - insbesondere für außergewöhnliche Fallkon- 
stellationen - erforderlich. 

Absatz 1 normiert und konkretisiert in Satz 1 den 
Grundsatz der Entschädigungspflicht. Die Höhe der 
Entschädigung bemißt sich grundsätzlich nach dem 
Verkehrswert des eingezogenen Gegenstandes oder 
des erloschenen Rechts, muß aber angemessen sein. 
Bei Unbrauchbarmachung ist die Wertminderung zu 
ersetzen, die der Gegenstand durch die Maßnahme 
erlitten hat, Satz 2 stellt die Anordnung der Un- 
brauchbarmachung dem Erlöschen von Rechten 
Dritter gleich. 

Absatz 2 regelt in Satz 1 diejenigen Fälle, in denen 
eine Entschädigung nicht zu gewähren ist. 

Diese Ausschlußklausel erfährt in Satz 2 ihrerseits 
eine Einschränkung, indem auch in diesen Fällen 
eine Entschädigung gewährt werden kann, wenn ein 
Versagen der Entschädigung eine unbillige Härte 
wäre. Allerdings wird in diesen (Ausnahme-)Fällen 
zu prüfen sein, ob dann nach den Grundsätzen der 
Verhältnismäßigkeit nicht bereits auf die Einziehung 
als solche zu verzichten ist. 

Zu § 75 

Der neue § 75 entspricht dem bisher geltenden § 75 
StGB. 

Zu §76 

Der neue § 76 entspricht dem bisher geltenden § 76 
StGB. 
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Zu § 76a 

Der neue § 76a übernimmt in komprimierter Form 
den Regelungsinhalt des bisher geltenden § 76 a 
StGB. Anders als das bislang geltende Recht ermög- 
licht die Neuregelimg die selbständige Anordnung 
der Einziehung ganz allgemein. Ledighch im zweiten 
Halbsatz des Satzes 1 wird zur Einschränkung auf 
Elemente des bislang geltenden § 76 a Abs. 2 Satz 2 
StGB zurückgegriffen. Die Einziehung mit Straf- 
charakter sowie die Einziehung von Schriften sind 
unzulässig, wenn eine Bestrafung von einem Tätig- 
werden des Verletzten abhängt und dieser nicht tätig 
geworden ist. Dies gilt auch für die Unbrauchbarma- 
chung. Dagegen soll die Einziehung gefährlicher Ge- 
genstände imd die Einziehung des Erlangten, das als 
potentielle Grundlage weiterer Straftaten ebenfalls 
gefährlich sein kann, künftig auch ohne Strafantrag 
und dergleichen zulässig sein. 

Zu den Nummern 7, 8, 12 Buchstabe a, 

Nummer 13 Buchstabe a, Nummer 17 Buchstabe a, 

Nummer 19 Buchstabe a und 

Nummer 21 Buchstabe a 

(§§ 79, 79a, 150, 181c, 256, 261 und 285b) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu der Verein- 
heithchimg der Bezeichnungen. 

Zu den Nummern 9 bis 1 1, 12 Buchstabe b, 

13 Buchstabe b, 14 bis 17 Buchstabe b, 

18, 19 Buchstabe b, 20, 21 Buchstabe b und c 
und 22 bis 25 

(§§ 92b, 101a, 109k, 150, 181c, 184, 201, 244, 244a, 
256, 260, 260a, 261, 264, 285b, 295, 302 und 330c) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu der Ände- 
nmg der Paragraphenreihenfolge. 


Zu Artikel 2 (Änderung der Strafprozeßordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 94) 

Mit der Ergänzimg von § 94 um den neuen Absatz 4 
werden - im wesentiichen unverändert - die Rege- 
lungen des bisherigen § 111k und der Nummer 75 
Abs. 3, 4 Satz 1 der Richtlinien für das Strafverfahren 
imd das Bußgeldverfahren (RiStBV) zusammenge- 
faßt. § 111k - alt - hat unter anderem auf § 94 Bezug 
genonunen; daher erscheint es aus systematischen 
Gründen vorzugswürdig, die neue Regelung dort 
einzustellen, wo die Beschlagnahme zu Beweis- 
zwecken geregelt ist. 

Über den bisherigen § 111 k hinausgehend regelt die 
Vorschrift nicht mehr nur die Herausgabe an den Ver- 
letzten, dem die Sache durch eine Straftat entzogen 
worden ist. Entsprechend Nummer 75 Abs. 4 Satz 1 
der RiStBV soll vielmehr unabhängig von dieser be- 
sonderen Situation den Rechtsverhältnissen an der 
Sache entsprochen werden können, wenn diese Ver- 
hältnisse eindeutig sind. Der schnellen Durchsetzimg 
offensichtlich begründeter Herausgabeansprüche 
dient es schheßlich, daß - anders als nach Nummer 75 
Abs. 3 der RiStBV - in keinem Fall die Zustimmung 
des letzten Gewahrsamsinhabers erforderlich istj sie 


ist nämlich nicht selten - insbesondere aus straf- 
verfahrenstaktischen Gründen - auch dann nicht zu 
erlangen, wenn die Rechtsverhältnisse eindeutig 
sind. 

Die Anordnungskompetenz wird - anders als nach 
bisherigem Recht - bereits im Gesetz geregelt. Vor 
Erhebimg der öffenthchen Klage kaim die Staatsan- 
waltschaft die Herausgabeanordnung treffen, wenn 
der Richter die Beschlagnahme weder angeordnet 
noch bestätigt hat. Die Staatsanwaltschaft kann 
jedoch - ohne daß dies im Gesetz ausdrückhch er- 
wähnt zu werden braucht - auch in diesen Fällen 
eine Entscheidimg des Richters herbeiführen, xmi 
ihre Einschätzxmg der Rechtsverhältnisse an der her- 
auszugebenden Sache durch den Richter bestätigen 
zu lassen. 

Die Anwendbarkeit der Bestimmxmg im Zusammen- 
hang mit Beschlagnahmeanordnungen nach § 111b 
des neuen Rechts wird diuch die Verweisung in 
§ 111 k Abs. 1 Satz 3 klargestellt. Auch in diesen Fäl- 
len bedarf es also - unter den Voraussetzungen des 
§ 94 Abs. 4 - nicht erst der Erwirkxmg eines Titels zur 
Durchsetzimg der zivilrechtlichen Herausgabean- 
sprüche. 

Zu Nummer 2 111b bis 1111) 

Zu § 111b 

Die neue Vorschrift faßt die §§ 111b, 111c zusam- 
men. Dabei bleiben jedoch - im Gegensatz zum bis- 
herigen § 1 1 1 b Abs. 2 - aus Gründen der Übersicht- 
lichkeit die Voraussetzungen, unter denen der ding- 
liche Arrest angeordnet werden kann, ausgespart. 
§ 1 1 1 b Abs. 4 wird nut der Aufhebung des bisherigen 
§ 73 Abs. 1 Satz 2 StGB hinfällig. 

Nach dieser Änderung des materiellen Rechts bedarf 
es keiner strafprozessualen Regelung mehr, um die 
Vorschriften über die Beschlagnahme und den ding- 
lichen Arrest auch für die Zurückgewinnxmgshilfe 
zugimsten der dmch Straftaten an ihrem Vermögen 
Verletzten verfügbar zu machen. 

Zu Absatz 1 

Durch die Zusammenfassung der §§ 111b, 111c wird 
die in § 111b Abs. 1- alt - enthaltene Verweisimg 
auf § 111c entbehrlich. Bereits durch den Entwurf 
des Gesetzes zur Verbessenmg der Bekämpfung der 
Organisierten Kriminalität (Drucksache 13/8651) ist 
die Anordnungsschwelle auf einfache Gründe abge- 
senkt worden. 

Da mit Artikel 1 des Entwurfs zum Zwecke einer be- 
grifflichen Harmonisierung der Begriff „Verfall" im 
materiellen Recht beseitigt worden ist, findet er auch 
in den strafprozessualen Vorschriften keine Erwäh- 
nimg mehr. Die Verweisimg auf § 94 Abs. 3 in § 1 1 1 b 
Abs. 1 Satz 2 - alt - wird in Absatz 5 Satz 2 - neu - 
übernommen. 

Im Gegensatz zum bisherigen Recht wird klarge- 
stellt, daß auch dann beschlagnahmt werden darf, 
wenn Gründe dafür sprechen, daß gemäß § 73e 
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Abs. 1 Satz 2 StGB - neu ~ (also § 74 d Abs. 1 Satz 2 
StGB des bisherigen Rechts) später auf eine Un- 
brauchbarmachung erkannt werden wird. 

Die Beschlagnahme genügt nur dann dem verfas- 
sungsrechtlich garantierten Verhältnismäßigkeits- 
prinzip, wenn sie zur Sicherung der Vollstreckung er- 
forderüch ist; dies wird mm ausdrücklich klargestellt. 

In den Fällen des § 73 b Abs. 1 Nr. 2 StGB - neu - soll 
keine Beschlagnahmeanordnimg ergehen, weil ihr 
regelmäßig keine Einziehungsanordmmg folgen 
würde. Es erscheint indes entbehrüch, dies gesetz- 
üch zu regeln, da die Beschlagnahme ohnehin nicht 
obhgatorisch zu erfolgen hat. Die Praxis wird deshalb 
regelmäßig in diesen Fällen von einer Beschlag- 
nahme absehen. 


Zu den Absätzen 2, 3 

Diese Vorschriften dienen der Bündelimg \md inhalt- 
lichen Straffung von § 111c Abs. 1, 2 Satz 1 imd 
Abs. 4 des bisherigen Rechts. Die Beschlagnahme 
beweghcher Sachen (einschheßhch der nicht in die 
jeweiligen Register eingetragenen und deshalb 
ebenso zu behandelnden Schiffe, Schiffsbauwerke 
imd Luftfahrzeuge) erfolgt so, wie dies bereits in 
§ 111c Abs. 1 imd in Abs. 4 Satz 1- dort allerdings 
für alle Schiffe, Schiffsbauwerke imd Luftfahrzeuge - 
geregelt war; dabei wird ledighch verdeutlicht, daß 
die Ingewahrsamnahme nur dann erfolgen soll, wenn 
anderenfalls die Beschlagnahme nicht ausreichend 
gesichert erscheint. 

Bei allen Gegenständen, die in einem öffentlichen 
Glauben genießenden Register eingetragen sind 
(also auch bei eingetragenen Schiffen, Schiffsbau- 
werken und Luftfahrzeugen), ist zur Beschlagnahme 
eine Eintragung in dieses Register erforderlich, um 
gleichzeitig den guten Glauben an die Beschlagnah- 
mefreiheit zu zerstören. Da dies jedoch eine Verbrin- 
gung der Gegenstände an einen Ort, an dem sie der 
Einwirkung der Strafverfolgungsbehörden entzogen 
sind, nicht ausschließt, können diese Gegenstände 
zur Sicherung der Beschlagnahme in Gewahrsam ge- 
nommen werden. Mangels besonderer praktischer 
Relevanz kann aus Gründen der Übersichthchkeit 
der Regelung auf eine dem bisherigen § 111 c Abs. 4 
Satz 3 entsprechende Bestimmung verzichtet wer- 
den. 


Zu Absatz 4 

Die Vorschrift entspricht § 1 1 1 c Abs. 3 des bisher gel- 
tenden Rechts. 


Zu Absatz 5 

An dieser Stelle werden die Verweisungen in § 111b 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 und § 1 1 1 f Abs. 1 Satz 2 des bis- 
herigen Rechts zusammengefaßt und um eine Ver- 
weisung auf § 95, der die Herausgabepflicht und ihre 
Durchsetzung mit Zwangsmittelfestsetzungen regelt, 
ergänzt. Im Hinblick auf Satz 1 und Absatz 2 ist eine 
Verweisung auf § 109 nunmehr jedoch entbehrüch. 


Zu Absatz 6 

Satz 1 entspricht § 1 1 1 c Abs. 5 des alten Rechts, wäh- 
rend Satz 2 die Bezugnahme in § 111c Abs. 2 Satz 2 
-alt - aufgreift, zugleich jedoch konkretisiert. Satz 3 
steUt klar, warm die Wirkung der Beschlagnahme be- 
giimt und wann sie endet. Satz 4 greift die zweite 
Alternative von § llli-alt- auf und erlaubt damit 
auch weiterhin die zeitüch beschränkte Aufrecht- 
erhaltung der Beschlagnahme, wenn aus verfahrens- 
ökonomischen Gründen die Verfolgung der Tat auf 
die neben einer Einziehungsentscheidung mögüchen 
Rechtsfolgen beschränkt wird. Die erste Alternative 
von § llli - alt - wird mit der Aufhebung von § 73 
Abs. 1 Satz 2 StGB - alt - durch Artikel 1 des Ent- 
wurfs hinf älüg. Satz 5 verhindert, daß der Einziehung 
unterüegende Gegenstände in die Masse fallen. 
Ohne diese Bestimmung wäre das relative Verfü- 
gungsverbot gemäß Satz 1 nicht konkurs-, Ver- 
gleichs- oder gesamtvollstreckungsfest. Die berech- 
tigten Belange der Verletzten erfordern jedoch, daß 
die beschlagnahmten Gegenstände nicht unter- 
schiedslos zur Begleichung aller Verbindüchkeiten 
des Gemeinschuldners eingesetzt werden. Schüeß- 
üch wird damit auch dem Bedürfnis nach umfassen- 
der Profitabschöpfung entsprochen, weil sich über 
eine (teilweise) Befreiung von anderen Verbindüch- 
keiten die begangenen Straftaten letztüch doch loh- 
nen würden. Vor diesem Hintergrund besteht insbe- 
sondere im Bereich der Organisierten Kriminaütät 
die Gefahr, daß sich Straftäter gleichsam in die Ge- 
samtvollstreckung flüchten und Forderungen fingiert 
werden, um auf diese Weise die Vorteile aus Straf- 
taten der Entziehung durch die jeweils Verletzten 
oder den Staat vorzuenthalten. 

Zu Absatz 7 

Die Regelung entspricht § 1 1 1 c Abs. 6 des bisher gel- 
tenden Rechts. 

Zu § 111c 

Diese Vorschrift regelt, unter welchen Voraussetzun- 
gen der dingüche Arrest angeordnet werden kaim; 
dabei werden § 111b Abs. 2 sowie die §§ 111 d und 
111 o Abs. 1 und 2 des bislang geltenden Rechts in 
einer Norm gebündelt. 

Zu Absatz 1 

Die Sätze 1 und 2 fassen die bisherigen Regelungen 
in § 111b Abs. 2, § 111 d Abs. 1 Satz 1 und 2 und 
§ 111 o Abs. 1 zusammen. Wegen der Absenkung der 
Anordnungsschwelle und der begrifflichen - nicht 
inhaltüchen - Aufgabe des „Verfalls von Wertersatz" 
wird auf die Ausführungen zur Erläuterung von 
§ 111b Abs. 1 Bezug genommen. Die Anordnung 
eines dingüchen Arrests in Ansehung einer Geld- 
strafe oder der Kosten des Strafverfahrens setzt nicht 
mehr voraus, daß gegen den Beschuldigten ein auf 
Strafe lautendes Urteü ergangen ist. Die Arrestanord- 
nung kommt nämüch in vielen FäUen zu spät, wenn 
zunächst eine Entscheidung gegen den Beschuldig- 
ten abgewartet werden muß. Satz 3 entspricht § 1 11 d 
Abs. 1 Satz 3. 
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Zu Absatz 2 

Diese Regelung folgt § lllo Abs. 2 - alt dadurch 
werden die im ansonsten inhaltsgleichen § 11 Id 
Abs. 2 - alt - enthaltenen Verweisungen auf § 920 
Abs. 1, § 923 ZPO entbehrlich. 

Zu Absatz 3 

Diese Vorschrift entspricht im wesentüchen dem bis- 
herigen § 1 1 1 d Abs. 3. Weü die Anordnung des ding- 
lichen Arrests wegen der zu erwartenden Verhän- 
gimg einer Vermögensstrafe nicht anders behandelt 
werden kann als die Anordnung des dinglichen Ar- 
rests wegen einer voraussichtüch zu verhängenden 
Geldstrafe, ist die Regelimg entsprechend ergänzt 
worden. Was die Kosten der Verteidigung anbetrifft, 
wird klargestellt, daß sie nin: insoweit zur Aufhe- 
bung von Vollziehungsmaßnahmen verpflichten, als 
sie nach § 464 a Abs. 2 erstattungsfähig sind. Damit 
bleibt eine ordnungsgemäße Verteidigung des Be- 
schuldigten gewährleistet, ohne daß der Arrest dmch 
imverhältnismäßig hohe Honorarvereinbarungen 
oder dinrch die Geltendmachung sonstiger unverhält- 
nismäßig hoher Aufwendimgen unterlaufen werden 
kaim. 

Zu§ llld 

Die Vorschrift faßt - inhaltüch gestrafft - die Regelun- 
gen des bisher geltenden Rechts zur Anordnungs- 
kompetenz (§ Ille) imd zur Vollstreckungskompe- 
tenz (§ 1 1 1 f) zusammen. 

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung folgt inhaltüch der Regelung 
in § Ille Abs. 1- alt - unter gleichzeitiger Berück- 
sichtigung des Sonderfalls nach § 1 1 1 i Abs. 1 - neu -. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung entspricht im wesentüchen § Ille 
Abs. 2 - alt -. AHerdings bedarf es nicht mehr in aUen 
FäUen der Bestätigung durch den Richter. So besteht 
grundsätzüch kein Bedürfnis für eine solche Bestäti- 
gung, wenn der Betroffene oder sein Vertreter unmit- 
telbar von der Anordnung erfährt, da er jederzeit von 
sich aus eine richterüche Entscheidung beantragen 
kann. Eine richterüche Bestätigung erscheint auch 
dann entbehrüch, wenn unter Berücksichtigung der 
berechtigten Belange des Betroffenen die Anord- 
nung nui von untergeordneter wirtschaftücher Be- 
deutung für ihn ist. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung steUt zunächst klar, daß - soweit aus- 
führbar - diejenigen von der Anordnung zu unter- 
richten sind, gegen die sie gerichtet ist; ihnen wird 
auf diese Weise rechtüches Gehör gewährt. 

Bei den sonst Betroffenen nach Satz 2 handelt es sich 
um diejenigen, in deren Gewahrsam durch die Be- 
schlagnahme eingegriffen wird oder deren ding- 
üchen oder obügatorischen Rechte dadurch berührt 
werden, ohne daß die Anordnung gegen sie gerichtet 
ist. Da es sich dabei mn eine ^^elzahl von Personen 
handeln kann, ist es zur Vermeidung einer Über- 


lastung der Strafverfolgvmgsbehörden geboten, hin- 
sichtüch dieser Betroffenen eine flexible Benachrich- 
tigungsmögüchkeit dergestalt zu eröffnen, daß sie im 
EinzelfaU nur über eine öffentüche Bekanntmachung 
informiert zu werden brauchen. 

Damit die durch Straftaten Verletzten ihre Rechte 
wahmehmen können, soUen auch sie informiert wer- 
den. Anders als nach bisherigem Recht müssen die 
Verletzten jedoch auch daim nicht einzeln informiert 
werden, wenn sie bekannt sind. In Großverfahren 
mit vielen hunderten oder tausenden von Verletzten 
sind die Strafverfolgungsbehörden bislang durch die 
Benachrichtigungspfücht nach § Ille Abs. 3 einer 
Belastung ausgesetzt gewesen, die nicht ohne Ein- 
bußen bei der eigentüchen Ermittlungstätigkeit oo- 
wältigt werden konnte. Daher wird den Strafverfol- 
gimgsbehörden nun die Mögüchkeit eingeräumt, die 
Anordnung der Beschlagnahme oder des Arrests 
auch dann im Bundesanzeiger oder in anderer geeig- 
neter Weise bekannt zu machen, wenn alle Verletz- 
ten (oder aUe sonst Betroffenen im Sinne von Satz 2) 
bekannt sind. Ebenso wie nach bisherigem Recht 
(§ Ille Abs. 4) kann die Anordnung in dieser Weise 
auch bekannt gemacht werden, wenn zu vermuten 
ist, daß weiteren - bislang unbekannten - Verletzten 
aus der Tat Ansprüche erwachsen sind. 

Zu Absatz 4 

Die Durchführung der Beschlagnahme und die VoU- 
ziehung des Arrests werden in der Hand der Staats- 
anwaltschaft konzentriert; sie kann sich dabei sowohl 
ihrer Hilfsbeamten wie auch der in der Justizbei- 
treibungsordnung bezeichneten Vollstreckungsbe- 
hörden bedienen, muß dies jedoch nicht. Die Staats- 
anwaltschaft ist also befugt, sämtüche Maßnahmen 
zur Durchführung der Beschlagnahme oder Vollzie- 
hung des Arrests selbst imd damit ohne Rückgriff auf 
ihre Hilfsbeamten oder die in der Justizbeitreibungs- 
ordnung bezeichneten Vollstreckungsbehörden zu 
treffen. Für bewegüche Sachen gilt, daß deren Be- 
schlagnahme - wie bereits nach bisherigem Recht - 
auch von ihren Hilfsbeamten durchgeführt werden 
kann, weil diesen nach Absatz 1 insoweit auch eine 
Anordmmgskompetenz zukommt. Die Verweisimg in 
§ Ulf Abs. 1 Satz 2 des bisherigen Rechts ist in 
§ 111b Abs. 5 Satz 2 übernommen worden, während 
§ Ulf Abs. 2 Satz 1 - alt - durch Satz 2 ersetzt wird. 
§ 1 1 1 f Abs. 2 Satz 2 - alt - findet keine Entsprechimg 
mehr, weil die dort erwähnten Anmeldungen nach 
§ 111 c Abs. 4 Satz 3 - alt - nicht übemonunen wor- 
den sind; insoweit wird auf die Erläutenmgen zu 
§ 1 1 1 b Abs. 2 und 3 Bezug genommen. 

Zu § Ille 

Mit dieser Vorschrift wird die bereits im Zusammen- 
hang mit den §§ 111p - alt -, 292 und 443 bekannte 
Vermögenssequestration übernommen. Damit ist 
zum einen eine mögüchst große Effizienz der Verwal- 
tung in der Hand eines erfahrenen Sequesters und 
zum anderen eine Entlastung der Strafverfolgungs- 
behörden von Verwaltungsaufgaben im Zusammen- 
hang mit der Beschlagnahme oder Pfändung großer 
Vermögensmassen verbunden. Absatz 3 steUt klar, 
daß der Verwalter im Hinbück auf die straf prozessua- 
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len Zwecke der Beschlagnahme oder Arrestanord- 
nimg im vorbereitenden Verfahren den Weisimgen 
der Staatsanwaltschaft imd nach Erhebimg der 
öffenthchen Klage denjenigen des Gerichts unter- 
stellt ist imd ihn insoweit auch Infonnationspfhchten 
treffen. Der Verwalter ist über diese Infonnations- 
pfhchten hinaus berechtigt, alle Erkenntnisse, die für 
das Strafverfahren von Bedeutung sein können, der 
Staatsanwaltschaft gegenüber zu offenbaren. Es er- 
scheint sinnvoll, den Verwalter hinsichtiich der die 
eigenthche Verwaltxmgstätigkeit betreffenden Tätig- 
keiten ebenso der Aufsicht des Vormundschaftsge- 
richts zu imterstellen, wie dies (auch sonst) in Fällen 
der Abwesenheitspflegschaft bestimmt ist. Daher 
sieht Absatz 3 Satz 3 vor, daß § 1915 BGB und damit 
die Generalverweisung auf das Vormimdschaftsrecht 
imberührt bleibt. 

Zu§ Ulf 

Wegen Absatz 1 wird auf die Begründung zu § 111b 
Abs. 3 in der Fassung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Verbesserung der Bekämpfimg der Organisierten 
Kriminahtät (Drucksache 13/8651) Bezug genom- 
men. Im übrigen regelt die Vorschrift, unter welchen 
Voraussetzungen Beschlagnahme, Arrest und jede 
auf sie gegründete Maßnahme axifzuheben sind, so- 
wie wem gegenüber imd in welcher Weise die Axif- 
hebimg bekannt zu geben ist. 

Zu§ 111g 

Die Regelimg folgt inhalthch im wesenthchen § 1 1 1 1 
des bislang geltenden Rechts. Da es einer Notver- 
äußerungskompetenz nach Eintritt der Rechtskraft 
des Urteils nicht bedarf, cindererseits in jedem frühe- 
ren Verfahrensstadium die Befugnis zur Notveräuße- 
rung besteht, ist es entbehrlich, so wie im bisherigen 
Recht auf die Zäsur des Rechtskrafteintritts hinzu- 
weisen. Der Antrag axif gerichtliche Entscheidung 
nach Absatz 5 richtet sich grundsätzlich an das Amts- 
gericht und nicht - wie bisher - an das Landgericht. 

Zu § 111h 

Die Vorschrift entspricht § 111m des bisher gelten- 
den Rechts. 

Zu§ llli 

Die Regelimg entspricht weitgehend dem bisherigen 
§ 1 1 1 n. Beseitigt wird j edoch der allgemein kritisierte 
Mißstand, daß in § Hin Abs. 1 - alt - von periodi- 
schen Druckwerken „gleichstehenden" Gegenstän- 
den die Rede war, mit dieser Formulienmg aber 
ersichtiich die zur Herstellung periodischer Druck- 
werke gebrauchten oder bestimmten Vorrichtungen 
gemeint waren. § 1 1 1 n Abs. 3 - alt - wird durch den 
neuen § 1 1 1 f Abs. 2 ersetzt. 

Zu § 111k 

Die Vorschrift regelt in Anlehnung an § 111g des bis- 
herigen Rechts die Zwangsvollstreckung imd Arrest- 
Vollziehung wegen solcher Ansprüche auf Rück- 
erstattung des Erlangten, die aus einer Straftat er- 
wachsen sind. 


Zu Absatz 1 

Die Regelung ersetzt § 111g Abs. 1; soweit die An- 
ordnung des Arrests nach § 111c Abs. 1 in Verbin- 
dung mit § 43 a StGB erfolgt, wird die Verweisung 
auf § lllgin § lllo Abs. 5 des bisherigen Rechts 
aufgenommen. Hinsichtlich der Arrestanordnungen 
nach § 111c Abs. 1 in Verbindung mit § 73 c StGB 

- neu - gilt, daß schon im Rahmen der Zurückgewin- 
nungshilfe nach bisherigem Recht Anordnung und 
Vollzug des dinglichen Arrests zur Sicherung der 
Vollstreckung wegen Rückerstattungscmsprüchen 
Verletzter zulässig waren, soweit eine Beschlagnah- 
me nach § 1 1 1 b Abs. 1 wegen der Beschaffenheit des 
Erlangten nicht (mehr) in Betracht kam. Auch in die 
danach gepfändeten Gegenstände kann die Zwangs- 
vollstreckung oder der Arrestvollzug durch den Ver- 
letzten betrieben werden. Neben einer sprachlichen 
Vereinfachung wird klargestellt, daß nur tituherte 
Ansprüche auf Rückerstattung des Erlangten (also 
nicht andere Ansprüche wie etwa Schmerzensgeld- 
ansprüche, die auf die Straftat zurückzuführen sind) 
prii^egiert werden und die Beschlagnahme nach 
§ 111b Abs. 1 auf § 73 StGB - neu - gegründet sein 
muß. Solche Ansprüche sollen aber - anders als nach 
bisherigem Recht - auch im Fall einer Rechtsnach- 
folge zur Vollstreckung oder Vollziehung eines 
Arrests berechtigen? zu denken ist etwa an den Fall, 
daß der Verletzte von dritter Seite - also insbeson- 
dere einer Versicherung - Ersatzleistungen erhalten 
hat und deshalb der ursprünglich ihm zustehende 
Anspruch auf Rückerstattung auf den Dritten über- 
gegangen ist. Durch Satz 3 wird klargestellt, daß un- 
ter den Voraussetzungen des § 94 Abs. 4 ein Heraus- 
gabetitel entbehrlich ist. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung entspricht § 111g Abs. 2 - alt - unter 
gleichzeitiger Berücksichtigung der nunmehr in 
Absatz 1 ausdrückhch erwähnten Arrestmaßnahmen. 

Zu Absatz 3 

Inhaltlich wird § 1 1 1 g Abs. 3 - alt - übernommen, je- 
doch dadurch gestrafft, daß nicht mehr ausdrückhch 
zwischen Eintragimgen in das Grundbuch und in 
andere öffenthchen Glauben genießende Register 
unterschieden wird. Außerdem wird der Begriff des 
Veräußerungsverbotes durch den bereits in § 111b 
Abs. 6 eingeführten weiteren Begriff des Verfü- 
gungsverbotes ersetzt. 

Zu Absatz 4 

Die Regelung entspricht weitgehend § 111g Abs. 4 

- alt -. Es wird nunmehr allerdings ausdrückhch 
klargesteUt, daß eine zu Unrecht erfolgte Zulassung 

- ebenso wie in den von § 945 ZPO erfaßten Fällen - 
grundsätzhch und damit nicht nur im Hinbhck auf 
das Verfügungsverbot zum Schadensersatz verpflich- 
tet. Der Hinweis auf § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB - alt - ist 
wegen der Aufhebung dieser Vorschrift durch 
Artikel 1 zu streichen. Da es sich bei dem zu Unrecht 
durch die Zulassung der Zwerngsvollstreckung oder 
Arrestvollziehung Begünstigten gerade häufig nicht 
um einen (tatsächhch) Verletzten handelt, wird auf 
diesen Begriff verzichtet. 
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Zu Absatz 5 

Die Regelung entspricht § 111g Abs. 5 des bislang 
geltenden Rechts unter gleichzeitiger Berücksichti- 
gung der nunmehr in Absatz 1 in Bezug genomme- 
nen Einziehimg von Wertersatz. Durch die Klarstel- 
limg, daß die Einziehimg auf § 73 StGB gestützt sein 
muß, bleiben die der Einziehung nach altem Recht 
(also der Einziehung anderer Gegenstände gemäß 
§ 73 b StGB - neu -) unterfallenden Gegenstände 
auch in Zukunft ausgespart. 

Zu § 1111 

Die Vorschrift folgt inhaltüch § 111h - alt - und der 
Verweisung auf diese Regelung in § 11 lo Abs. 5 
- alt wobei die Änderungen im Wortlaut ledigüch 
redaktioneller Natur sind. 

Zur Aufhebung der §§ 111m, Hin, lllound 111p 

Die Aufhebung der §§ 111m bis lllo ist Ergebnis 
der - allerdings teilweise modifizierten - Übernahme 
ihres Regelungsgehalts in die zuvor erläuterten Vor- 
schriften, 

§ 111p des bisherigen Rechts wird im Interesse des 
Verkehrsschutzes aufgehoben. Die Vermögensbe- 
schlagnahme nach § 111p - alt - hat ein absolutes 
Verfügungsverbot zur Folge. Dies erscheint bedenk- 
hch, weü es im Zusammenhang mit absoluten Verfü- 
gungsverboten keinen Schutz des guten Glaubens 
gibt. Der Schuldner einer von einem absoluten Ver- 
fügungsverbot erfaßten Forderung wird nicht frei, 
wenn er in Unkenntnis des Verbots an den Gläubiger 
leistet. Es erschiene daher angezeigt, die Vermö- 
gensbeschlagnahme zur Sicherung der VoUstrek- 
kung einer Vermögensstrafe ledighch mit der Wir- 
kung eines jeden einzelnen Gegenstandes gesondert 
ergreifenden relativen Verfügungsverbotes auszu- 
statten. Die Vorschrift würde dann jedoch überflüssig 
sein, weil mit der Anordnung und dem Vollzug des 
Arrests nach § 111c Abs. 1 die gleichen Ergebnisse 
erzielt werden körmen. Es wird daher auf eine ent- 
sprechende Neuregelung verzichtet. 

Zu den Nummern 3 bis 5 (§§ 232, 233, 304) 

Es handelt sich um Folgeänderungen, die sich aus 
der Vereinheitlichung der Bezeichnungen ergeben. 

Zu Nummer 6 {§ 405) 

Die Ergänzung zielt - im Interesse des Verletzten - 
auf eine Belebung und Stärkung des Adhäsionsver- 
fahrens ab. Da das Strafverfahren nach der Aufhe- 
bung des § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB - alt - auch dann zu 
einer Einziehungsanordnung führen kann, wenn 
durch die Tat individuell bestimmte Personen an 
ihrem Vermögen geschädigt worden sind, soll diesen 
Verletzten nämlich die Möghchkeit gegeben werden, 
bereits im Strafverfahren ihre zivilrechtlichen An- 
sprüche durchzusetzen. 

Die Ändenmg erscheint auch aus verfahrensökono- 
mischen Gründen geboten. Der Strafrichter muß sich 
auch im Rahmen des Zulassungsverfahrens nach den 
§§ 111k, 459 k mit den zivilrechtlichen Ansprüchen 
des Verletzten auseinandersetzen, weshalb es sinn- 


voll erscheint, eine zusätzhche Befassung der Zivü- 
gerichte mit diesen Ansprüchen gnmdsätzhch zu ver- 
meiden. 

Zu den Nummern 7 bis 11 {§§ 407, 431, 436, 442, 459g) 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen, 
die auf der neuen Bezeichnung der Vorschriften des 
materiellen Rechts und auf der mit der Reform ver- 
bundenen begrifflichen Harmonisierung beruhen. 

Zu Nummer 12 {§ 459 i) 

Die Änderung folgt aus der Aufhebung der §§ lllo, 
111p und der Aufnahme des Regelungsgehalts des 
§ lllo - soweit er an dieser Stelle in Bezug genom- 
men wird - in den neuen § 111 c. 

Zu Nummer 13 (§ 459 k) 

Die Vorschrift regelt, wie die Erstattungsansprüche 
der Verletzten nach rechtskräftiger Anordnung der 
Einziehung bestimmter Gegenstände oder der Ein- 
ziehung von Wertersatz durchzusetzen sind. Die Er- 
stattimgspfhcht des Staates folgt daraus, daß in Zu- 
kunft auch auf Einziehung erkaimt werden kann, so- 
weit dies nach § 73 Abs. 1 Satz 2 StGB - alt - bislang 
nicht möglich war. Vorausgesetzt wird daher, daß die 
Einziehungsanordnung auf den neuen § 73 StGB ge- 
gründet ist oder - soweit eine Einziehung bestimmter 
Gegenstände nach dieser Vorschrift nicht (mehr) 
möghch ist - statt dessen die Einziehung von Wert- 
ersatz angeordnet worden ist. Soweit eine solche An- 
ordnung vollstreckt werden kann, können Verletzte 
und ihre Rechtsnachfolger wegen ihrer in § 111k 
Abs. 1 bezeichneten titulierten Ansprüche dergestalt 
Befriedigimg erlangen, daß das Gericht des ersten 
Rechtszuges unter den Voraussetzungen des § 111k 
Abs. 2 ihre besondere Berechtigung feststellt. Der 
durch die Vollstreckung der Anordnung erzielte Erlös 
wird ausgekehrt. 

Absatz 2 gewährleistet, daß die Einziehung des Er- 
langten nicht zur Nebenstrafe wird. Der von der Ein- 
ziehung Betroffene kann einen Ausgleich jedoch nur 
nachrangig verlangen, also nach Erledigung der zuvor 
unter Berufung auf die Vorschriften zur Befriedigung 
Verletzter angemeldeten Ansprüche. Absatz 2 Satz 2 
stellt im übrigen sicher, daß die Befriedigung eines 
Verletzten mit nicht von der Einziehung erfaßten Ver- 
mögenswerten nicht schlechthin zu einem Ausgleichs- 
anspruch führt; vielmehr wird vorausgesetzt, daß die 
Einziehungsanordnung tatsächlich vollstreckt werden 
konnte. Nur in diesen Fällen ist dem Betroffenen 
durch die (vollständige) Abschöpfung des rechtswid- 
rig Erlangten mehr abverlangt worden, als ihm unter 
Berücksichtigimg seiner freiwilligen Rückerstattungs- 
leistungen hätte weggenommen werden dürfen. 

Zu den Nummern 14 bis 15 (§§ 462, 472b) 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen, 
die sich aus der neuen Bezeichnung der Vorschriften 
des materiellen Rechts und der mit der Reform 
verbundenen begrifflichen Harmonisierung ergeben. 
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Zu Artikel 3 (Änderungen anderer Gesetze) 

Die hier zusammengefaßten Folgeänderungen sind 
redaktioneller Natur; sie ergeben sich aus der neuen 
Bezeichnimg der in Bezug genommenen Vorschriften 
aus dem Strafgesetzbuch imd der Strafprozeßordnung 
imd sind im übrigen Folge der begrifflichen Harmoni- 
sierung. 


Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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